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POLIS
Report der Deutschen Vereinigung
für Politische Bildung

Editorial

Für die Politische Bildung sind die Kon-

zepte „Wissen“ und „Einstellungen“ von

zentraler Bedeutung, geht es doch im Kern

um die Vermittlung von sozialwissen-

schaftlichem Wissen und um die Refle-

xion von Einstellungen. In den letzten Jahr-

zehnten hat sich der sozialwissenschaftli-

che Zugriff auf diese zentralen Gegenstände

gewandelt. 

Einerseits hat sich der Blick auf das

Wissen verändert, insoweit es weniger in

einer enzyklopädischen Logik als prinzi-

pielle Bestandsgröße (die sicherlich histo-

risch variiert) zu denken ist, sondern eher

hinsichtlich seiner An(-)Ordnung, seiner –

durchaus machtvollen – Ausrichtung (ver-

gleiche dazu den Beitrag von Werner 

Friedrichs). Andererseits erscheinen Ein-

stellungen immer weniger als ein indivi-

duell gegebenes Raster, das dem Grunde

nach dem sozialen Kontext als vorgängig

zu denken ist. Vielmehr korrelieren Sub-

jektivität, und die damit zusammenhän-

genden Einstellungen, mit dem sozial-

strukturellen Umfeld in einer sehr grund -

sätzlichen Weise (vergleiche dazu den

Beitrag von Dirk Lange und Holger On-

ken). Für die Politische Bildung wären ent-

sprechend an einigen Stellen die Erhe-

bungs- und Didaktisierungsformate wei-

terzuentwickeln. So ließe sich etwa fragen,

in welchem Format Wissen und Einstel-

lungen zu erforschen wären (vergleiche

dazu den Beitrag von Christian Meyer-Hei-

demann); oder auf welche Weise die Ver-

änderung des Wissens die Berücksichti-

gung etwa der Diskursforschung (verglei-

che dazu den Beitrag von Reiner Keller)

in der Didaktik nahelegt. 

Im vorliegenden Heft werden einige

Schlaglichter auf die entsprechenden Dis-

kussionsstände um „Wissen“ und „Ein-

stellungen“ geworfen. 

Dirk Lange 

und Werner Friedrichs

Heft 2/2014
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Berlin. Mit der Wahl des Europäischen
Parlaments am 25. Mai 2014 sind wich-
tige Weichen für die Entwicklung Eu-
ropas in den kommenden fünf Jahren ge-
stellt worden. Viele Themen und Fragen,
die die Politiker/-innen in den letzten
Jahren in der Europäischen Union be-
wegt haben, werden auch das neu zu-
sammengesetzte Parlament beschäftigen
müssen. So stehen die Themen Bildung,
Ausbildung und Bürgerschaft in Euro-
pa weiterhin auf der Agenda, da sie zen-
tral für das Gemeinwohl unserer eu-
ropäischen Gesellschaft und ein wichti-
ger Bestandteil der „Strategie Europa
2020“ sind. 

Der AdB verfolgt als Fachverband der
politischen Jugend- und Erwachsenen-
bildung die Entwicklungen auf europäi-
scher Ebene sehr intensiv und engagiert
sich im Netzwerk DARE (Democracy
and Human Rights Education in Euro-
pe), einem Zusammenschluss von 50 Or-
ganisationen aus 27 europäischen Län-
dern. Das Netzwerk hat das Ziel, die An-
liegen von politischer Bildung und

Menschenrechtsbildung auf europäischer
Ebene zu vertreten und zu fördern.

Die European Civil Society Platform

on Lifelong Learning (EUCIS-LLL), ein
Verbund von zivilgesellschaftlichen Or-
ganisationen, bei dem auch DARE Mit-
glied ist, hat das EUCIS-LLL Manifest
zum Aufbau der Zukunft des Lernens
mit 12 Prioritäten für „Lebenslanges Ler-
nen“ formuliert (http://www.eucis-lll.
eu/eucis-ll l /wp-content/uploads/
2013/10/EUCIS-LLL-Manifesto-Futu-
reofLearning.pdf). Die Verantwor tungs -
träger/-innen in Europa, die Kandida-
tinnen und Kandidaten für die Wahl zum
Europäischen Parlament sowie alle Ver-
treter/-innen zivilgesellschaftlicher Or-
ganisationen sind aufgerufen, diesen Pro-
zess zu unterstützen und sich dafür ein-
zusetzen, die Kluft zwischen der
Eu ropäischen Union und ihren Bürgern
zu überwinden, die ganzheitliche und
soziale Dimension von Bildung und Aus-
bildung zu verteidigen und die höchste
Lernqualität für alle Menschen zu si-
chern.

AdB e.V.
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europäische Bildung
Der Arbeitskreis Deutscher Bildungsstätten
e.V. (AdB) unterstützt 
European Civil Society Platform

EUCIS-LLL Manifest 2014:

Aufbau der Zukunft des Lernens. 12 Prioritäten für Lebenslanges Lernen

I. Sicherstellen von zugänglichem und qualitativ hochwertigem Lernen für alle
1. Pädagogische Innovationen
2. Bewertung der Qualität
3. Arbeitsbedingungen von Pädagoginnen und Pädagogen
4. Flexible Wege

II. Investition in die soziale Dimension lebenslangen Lernens
5. Keine Segregation
6. Mehr Mobilität beim Lernen
7. Schlüsselkompetenzen und Grundfertigkeiten
8. Lebenslange Beratung

III. Die EU ihren Bürgerinnen und Bürgern näher bringen
9. Europäische politische Bildung
10. Verantwortungsvolle Führung
11. Ziviler Dialog
12. Satzung des europäischen Verbandes.
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Wahlanalyse Europawahl:
CDU/CSU gewinnt Europawahl,
SPD auf Normalisierungskurs,
AfD profitiert von geringer
Wahl-Bedeutung und 
Europakritik

Mannheim, 26.5.2014. Gewinner der
achten Direktwahl zum Europäischen
Parlament ist in Deutschland zum ach-
ten Mal die Union, nach leichten Verlu-
sten rutscht sie mit 35,3 Prozent (minus
2,6 Prozentpunkte) aber auf ihr relativ
schwächstes Europawahl-Ergebnis. Die
SPD legt nach ihrem Rekordtief von
2009 deutlich auf 27,3 Prozent zu (plus
6,5), die Grünen verlieren leicht und er-
reichen 10,7 Prozent (minus 1,4). Die
Linke bleibt mit 7,4 Prozent (minus 0,1)
relativ stabil, die FDP bricht mit gerade
noch 3,4 Prozent (minus 7,6) erneut dra-
matisch ein.

Aus dem Stand mit 7,0 Prozent schafft
es erstmals die AfD mit Mandaten für
Brüssel und Straßburg auf eine promi-
nente parlamentarische Bühne, wo nach
dem vollständigen Wegfall der Sperr-
hürde zukünftig auch Freie Wähler, Tier-
schutzpartei, Familie, Piraten, ÖDP, NPD
und Die Partei mit jeweils einem Sitz
vertreten sind. In der Summe erreichen
die sonstigen Parteien 8,9 Prozent (mi-
nus 1,8). Die Wahlbeteiligung steigt um
4,9 Prozentpunkte auf 48,1 Prozent.

Bei einer erneut mehr bundespolitisch
geprägten Europawahl – für 54 Prozent
der Wähler war bei der Stimmabgabe
der Bund und nur für 40 Prozent die Eu-
ropapolitik wichtiger – basiert das Ab-
schneiden von CDU/CSU und SPD
zunächst auf großer Zufriedenheit mit
der Kabinettsarbeit in Berlin. 2009 eben-
falls als große Koalition auf einer +5/-
5-Skala nur bei 0,5, wird die Bundesre-
gierung von den Befragten jetzt mit 1,3
klar positiv bewertet.

Hierbei besitzt speziell die Union ei-
nen ganz erheblichen Kompetenzvor-
sprung in den Bereichen Wirtschaft und
Jobs in einer Zeit, in der für 80 Prozent
Deutschland ökonomisch besser und nur
für vier Prozent schlechter dasteht als
unsere westeuropäischen Nachbarlän-
der (kein Unterschied: 14 Prozent). Nicht
weniger als 84 Prozent sehen dabei die
EU-Mitgliedschaft als (sehr) wichtigen
Faktor für die bei uns gute Wirtschafts-
lage, während gleichzeitig die CDU/CSU

bei Euro-Sicherung
und Europapolitik all-
gemein als klar füh -
rend gilt.

Neben viel
Politikvertrauen ver-
dankt die Union ihren
klaren Wahlsieg wie
gewohnt auch der äl-
teren Generation, die
aufgrund spezifischer
Beteiligungsmuster
bei der Europawahl
besonders viel Ge-
wicht besitzt: Bei
zwar gestiegener, aber
dennoch insgesamt schwacher Beteili-
gung noch die wahlfreudigste Gruppe,
verliert die CDU/CSU bei den ab 60-
Jährigen zwar sechs Prozentpunkte, holt
hier aber mit 42 Prozent ihr bestes Er-
gebnis. Bei den 45- bis 59-Jährigen
schafft sie 32, bei den 30- bis 44-Jähri-
gen 34 und bei den unter 30-Jährigen
nur 28 Prozent.

Die SPD bleibt bei den unter 30-Jähri-
gen sowie den 30- bis 44-Jährigen mit
20 bzw. 21 Prozent sehr schwach, da-
gegen liegt sie bei den 45- bis 59-Jähri-
gen mit 28 Prozent relativ knapp hinter
der Union. Nach einem starken Plus von
zehn Punkten bei den ab 60-Jährigen er-
reicht die SPD hier 34 Prozent, konnte
aber auch insgesamt ihre Anhänger bes-
ser als 2009 motivieren, tatsächlich
wählen zu gehen. Neben wenig Be-
kanntheit der Spitzen-Kandidaten sind
es dann aber vor allem schwaches In-
teresse, die geringe individuelle Rele-
vanz der transnationalen Ebene und re-
servierter Pragmatismus, die für die er-
neut relativ niedrige Wahlbeteiligung
verantwortlich sind: Hatten sich im letz-
ten September 67 Prozent stark für die
Bundestagswahl interessiert, sind dies
nun bei der Europawahl nur 40 Prozent.
Während 86 Prozent Bundestagsent-
scheidungen persönlich für wichtig hal-
ten, sind es beim Europaparlament 56
Prozent. Zwar konstatieren 77 Prozent
„zu viele Regelungen“ und 70 Prozent
„abgehobene und bürgerferne“ Institu-
tionen in der EU, doch grundsätzlich sind
die Basiseinstellungen zur EU-Mit-
gliedschaft oder zum Euro zurzeit aus-
gesprochen positiv.

Anders die AfD-Wähler, von denen
47 Prozent (alle: 15 Prozent) die EU-

Mitgliedschaft negativ sehen sowie 57
Prozent (alle: 35 Prozent) im Euro Nach-
teile, und weit überproportional viele im
Bereich Ausländer und Zuwanderung
ein großes Problem. So wählen 60 Pro-
zent die AfD vor allem wegen der In-
halte, 39 Prozent sprechen von einem
„Denkzettel“, der durch klassische Ne-
benwahl-Effekte verstärkt wird: Für 20
Prozent aller Befragten, aber für 45 Pro-
zent der AfD-Wähler ist „die Europa-
wahl so unwichtig, dass man auch mal
eine Partei wählen kann, die man an-
sonsten nicht wählt“ – ein Phänomen,
von dem auf dieser Ebene auch die „Son-
stigen“ profitieren.

Im Detail ist die AfD bei Männern
stärker als bei Frauen (neun bzw. fünf
Prozent), zwischen Berufstätigen und
Arbeitslosen (acht bzw. neun Prozent)
gibt es kaum, und zwischen den Alters-
gruppen nur geringe Unterschiede. An-
ders die Grünen, die bei allen unter 60-
Jährigen 14 Prozent, bei den ab 60-Jähri-
gen aber nur schwache fünf Prozent
holen. Wie gewohnt steigt der Zuspruch
zu den Grünen parallel mit dem forma-
len Bildungsniveau, so dass die Grünen
mit 19 Prozent bei Hochschulabsolven-
ten ihr bestes Ergebnis holen. Die Lin-
ke ist besonders bei Arbeitslosen mit 21
Prozent stark, zwischen den unter und
über 60-Jährigen gibt es kaum Diffe-
renzen.

Forschungsgruppe Wahlen 
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Festakt zum 60. Geburtstag der
Hessischen Landeszentrale für
politische Bildung 

Wiesbaden. Am 08. Mai 2014 fand der
Festakt zu „60 Jahre Hessische Landes-
zentrale für politische Bildung“ im Hes-
sischen Landtag in Wiesbaden statt. Die
Hessische Landeszentrale feierte mit
zahlreichen Gästen die Gründung und
das Bestehen der Landeszentrale für po-
litische Bildung.

Die Hessische Landeszentrale für po-
litische Bildung (HLZ) wurde am 4. Mai
1954 durch einen Kabinettsbeschluss der
Hessischen Landesregierung gegründet.
Damals wurde sie noch als „Landes-
zentrale für Heimatdienst“ bezeichnet.
Aus den Erfahrungen mit der national-
sozialistischen Diktatur heraus sollte die
„staatsbürgerlichen Aufklärungsarbeit“
in den Traditionen aus Zeiten der Wei-
marer Republik und den bildungspoliti-
schen Neuorientierungen nach 1945 un-
ter US-amerikanischem Beispiel durch-
geführt werden. Die Initiative zur
Gründung ging maßgeblich vom dama-
ligen Hessischen Ministerpräsidenten,
Georg August Zinn (1950-1969 Hessi-
scher Ministerpräsident) aus. 

Seine Idee einer unabhängigen, par-
teiungebundenen öffentlichen Einrich-
tung zur Sicherung und Festigung des
demokratischen Gedankens in der Ge-
sellschaft galt es an diesem Tag zu erin-
nern und zu würdigen. Die Begrüßung
des Festaktes erfolgte durch den Land-
tagspräsidenten Norbert Kartmann. Der
stellvertretende Hessische Ministerprä-
sident Tarek Al-Wazir hielt die Eröff-
nungsrede. Der Direktor der Hessischen
Landeszentrale für politische Bildung,

Dr. Bernd Heidenreich, machte in sei-
ner Rede vor allem auf den Werteaspekt
von politischer Bildung aufmerksam.
Als Bildungseinrichtung des Landes Hes-
sen ist die HLZ „Werbeagentur für un-
sere Verfassung“. Sie will für unsere frei-
heitliche Demokratie und ihre Werte wer-
ben, indem sie Grundwerte unserer
Demokratie (Frieden, Freiheit, Toleranz,
Solidarität) ins öffentliche Bewusstsein
bringt, die Verfassung als Rahmen und
Fundament des politischen Lebens er-
läutert und Einblicke in die Demokratie
gibt. 

Die Festrede wurde von Prof. Dr.
Andreas Rödder von der Johannes Gut-
enberg-Universität-Mainz gehalten. In
seiner Rede stand die „Politische Bil-
dung zwischen Wissenschaft und Poli-
tik“ im Mittelpunkt. Musikalisch unter-
mauert wurde der Festakt von jungen
Musikerinnen und Musikern der Aka-
demie für Tonkunst in Darmstadt. Im
Anschluss an die Reden nutzten die Gä-
ste die Möglichkeit einen Blick auf das
aktuelle und breite Publikationsangebot
der HLZ zu werfen. 60 Jahre Hessische
Landeszentrale für politische Bildung
liegen zurück. Neue politische und ge-
sellschaftliche Themen und Herausfor-
derungen folgen für die zukünftige Bil-
dungsarbeit der HLZ im Auftrag der De-
mokratie.

Die anderen Bundesländer haben ei-
gene Landeszentralen – außer Nieder-
sachsen, das im Jahre 2004 seine Lan-
deszentrale geschlossen hat. Politische
Bildung sei gerade angesichts der deut-
schen Geschichte notwendig, sagte der
Landtagsabgeordnete Michael Siebel der
dpa. Sie solle den Bürgern helfen, mün-
dig und informiert in der demokratischen

Gesellschaft zu agie-
ren. Siebel ist Vorsit-
zender des Kuratori-
ums, das die Über-
parteilichkeit der
Lan deszentrale si-
chern soll. Geleitet
wird die hessische
Landeszentrale seit
2003 von Bernd Hei-
denreich. 

LzpB Hessen /

dpa/lhe

Schule ohne Politikunterricht
Sozialkunde und Demokratie -
unterricht kommen in der Schule
zu kurz – besonders in Berlin.

Berlin. Die Hauptstadtzeitung „Der Ta-
gesspiegel“ berichtet, dass der Poli-
tikunterricht bundesweit zu den ver-
nachlässigten Schulfächern gehört:
„Zwar steht die Demokratie-Erziehung
als wichtiges Ziel in allen Bildungsplä-
nen, aber im Schulalltag ist davon we-
nig zu merken. Dabei zeigte eine Studie
der Friedrich-Ebert-Stiftung 2013, dass
die Schule für viele Jugendliche der ein-
zige Ort ist, an dem sie an politische De-
batten herangeführt werden. Gerade an
Hauptschulen, Sekundarschulen und Be-
rufsschulen bestehe deshalb besonderer
Handlungsbedarf. Regelmäßiger Sozi-
alkundeunterricht könne ihre politische
Beteiligung steigern, etwa die Bereit-
schaft, wählen zu gehen.

„Der Politikunterricht erreicht nur
noch die Bildungselite“, kritisiert auch
Sabine Achour, Vorsitzende des Berli-
ner Landesverbandes der deutschen Ver-
einigung für politische Bildung (DVpB).
Gerade in der Hauptstadt sei der Poli-
tikunterricht eher ein „elitäres Angebot
für die gymnasiale Oberstufe“. In Ber-
lin gibt es zwar offiziell auch schon in
der 7. bis 10. Klasse „Sozialkunde“. Da
das Fach aber an den Geschichtsunter-
richt gekoppelt ist und deshalb oft von
Geschichtslehrern unterrichtet wird und
keine getrennte Benotung erfährt, las-
sen viele Schulen den Politik-Anteil ein-
fach unter den Tisch fallen. Anderswo,
beispielsweise in Brandenburg, ist Poli-
tische Bildung dagegen ein Pflichtfach.

Achour sieht die Schuld bei der Po-
litik, die sich immer erst in Wahlzeiten
darauf besinne, dass die niedrige Wahl-
beteiligung vor allem junger Leute auch
an der unzureichenden politischen Bil-
dung in den Schulen liegen könnte. Der
Bildungsverwaltung lägen keine Zahlen
über den Sozialkunde-Anteil vor, sagt
Sprecher Thorsten Metter. Handlungs-
bedarf wird dennoch gesehen: Sozial-
kunde solle zukünftig wieder getrennt
benotet werden, heißt es. Außerdem sol-
le das Fach ab dem Schuljahr 2015/16
Politische Bildung heißen.“ 

Gemma Pörzgen / 

Der Tagesspiegel 22.05.2014
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„Das Haus der Hessischen Landeszentrale für Politische Bildung
(HLZ) an der Taunusstraße 4-6 in Wiesbaden
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Spricht man von der Gegenwartsgesell-
schaft als „Wissensgesellschaft“, dürfte
diese Zuschreibung weitgehend unwi-
dersprochen bleiben. Bei jener mehr-
heitlich geteilten Einschätzung eines der
signifikantesten Merkmale der Gesell-
schaft wird vor allem auf zwei Charak-
teristika abgestellt. Zum einen wird ein
genereller Bedeutungszuwachs des Wis-
sens diagnostiziert. Wissen tritt zuneh-
mend aus dem Schatten einer ehemals
sekundierten Stellung, d. h. es wird im-
mer weniger als ein zweckdienliches und
notwendiges Mittel angesehen. Vielmehr
steht Wissen mit seinem Eigenwert selbst
im Zentrum einer „Informationsgesell-
schaft“ – Wissen kommt eine gewisse
Materialität zu mit den entsprechenden
Effekten in der Gesellschaftsentwick-
lung. Zum anderen besteht ein verbrei-
tetes Vorstellungsbild darin, dass der

Wissensbestand einem beständigen
Wachstum unterliegt. Begleitet durch die
rasante Entwicklung von Erhebungs-,
Erfassungs- und Wahrnehmungsmetho-
den, dem beschleunigten technischen
Aufstieg von Medien bzw. Infor ma -
tionstech nologien und dem damit zu-
sammenhängenden Fortschritt in der
Technik der Darstellungs- und Spei cher -
technologien hat die Ausweitung des
Wissens zuletzt offenbar sogar das Maß
seiner eigenen Erfassbarkeit auf gehoben
– es ist nicht mehr klar, nach wel chen
Kriterien Wissen überhaupt noch lexi-
kalisch umfassend geordnet wer den
könnte. 

 Entsprechend hat sich die Didaktik
längst von ihrer eigenen Gründungsidee
verabschiedet, wonach man „alle alles
lehren“ könne; zu umfänglich ist der
Wissenskorpus, der – wollte man am Co-
meniusschen Diktum festhalten – dem
Grunde nach Eingang in die curricula-
ren Vorgaben finden müsste. Unter die-
ser Voraussetzung hat Klafki bereits in
den 1960er Jahren den Vorschlag unter-
breitet, dass sich die Didaktik am „Ele-
mentaren“ orientieren müsse, wenn sie
ihre eigene Systematik jenseits der Un-
möglichkeit der Vermittelbarkeit des ge-
samtumfänglichen Wissens bewahren
wolle (vgl. Klafki 1959). In den Grund-
formen des „Exemplarischen“, des „Ty-
pischen“, des „Klassischen“ oder des
„Repräsentativen“ (vgl. ebd., S. 441ff.)
könne an einem didaktisch ausgewähl-
ten Gegenstand kategoriales Wissen stell-
vertretend für ein Lernfeld erworben
werden, aus dem der Lerngegenstand
entstamme. Diese Idee einer kategoria-
len Bildung hat den Umgang mit Wis-
sensbeständen nachhaltig geprägt. So
lässt sich etwa in der Diskussion um die
Kompetenzorientierung ein deutlicher
Widerhall der Überlegungen von Wolf-
gang Klafki erkennen (vgl. u. a. Klieme

7polis 2/2014

Perspektiven auf die 
Veränderung des Wissens
Zukunftsaufgaben für die Didaktik der 

Politischen Bildung

von Werner Friedrichs

Dr. Werner Friedrichs ist wissenschaft -
licher Mitarbeiter an der Leibniz Univer-
sität Hannover (Institut für politische 
Bildung), Fachleiter am Studienseminar
Celle für das Lehramt an Gymnasien und
Oberstudienrat am Gymnasium Soltau.
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Fachbeitrag

de“ einen bedeutsamen Ausgangspunkt
für die Beantwortung der Frage, wie
Wissen über die Welt entsteht und ins-
besondere figuriert wird. Mit Kants ein-
flussreicher Kategorienlehre, wonach
offenbar im Verstand des Subjekts zu-
handene spezifische Kategorien eine
Wahrnehmung zuallererst ermöglichten,
war der seit längerem reflektierte Zwei-
fel an der „Objektivität“ des Wissens
auf eine neue systematische Grundlage
gestellt. Dabei geht es weniger um die
von Kant betriebene Verbannung der Er-
kennbarkeit der Welt in die Figur des
„Dings an sich“, sondern vor allem um
die Systematisierung der seit Aristote-
les bekannten Kategorienlehre in trans-
zendentalen Schematismen: ohne das
Vorhandensein spezifischer, die Er-
kenntnis erst ermöglichender Konzep-
te (etwa Kausalität, Vielheit, Einheit
usw.) würde sich die Welt dem Subjekt
als „rhapsodische“ Vielheit offenbaren.
Auf die Breite der daraus entstandenen
Diskussion mit ihren weitverzweigten
Pfaden, in deren Verlauf sich viele Au-
toren einbrachten, kann im vorliegen-
den Zusammenhang nur verwiesen wer-
den – von konkretem Interesse sind die
in der didaktischen Diskussion wirksa-
men Weiterführungen. Hier hat insbe-
sondere der Diskurs des (radikalen) Kon-
struktivismus wirkmächtig die Ideen
Kants weitergeführt und zugespitzt: Wis-
sens- und Wahrnehmungsbestände lie -
ßen sich letztlich auf eine je subjektive
Beobachtungs- und Konstruktionslei-
stung zurückführen. Dieser Befund wur-
de in unterschiedlichen Radikalisie-
rungsstufen durchgespielt. So kann man
sich durchaus ein Modell vorstellen,
nach dem Wissen und die aufsch-
ließenden Kategorien ihre Gültigkeit be-
halten, solange sie sich nicht an der (un-
bekannt bleibenden) Welt „stoßen“. Das
rein konstruierte Wissen bliebe damit
durch das „Ding an sich“ begrenzt – of-
fen muss dabei bleiben, ob solche „Ver-
lautbarungen der Welt der Objekte“ nicht
ebenfalls konstruiert sind. In der Dis-
kussion und Abwägung der Konstruk-
tionshypothese wurde allerdings nicht
nur die „Tiefe“ der Konstruktion, son-
dern auch die Operation der Konstruk-
tion selbst hinsichtlich seiner gesell-
schaftlichen Bedingtheit in den Blick
genommen. So warfen prominent Ador-
no, Kant oder Luhmann dem Kon-

u. a. 2007, S. 55ff.). Man versucht dort
trotz der „Unentscheidbarkeit der an-
thropologischen und gesellschaftlichen
Prämissen“, der „Offenheit der Zukunft
für Individuen und Gesellschaft“, der
„Unbestimmtheit der Aufgaben und An-
forderungen“, der „Pluralität und Kon-
flikthaftigkeit der Erwartungen“ und
schließlich des „Utopieüberschusses“
(vgl., S. 59ff.) verbindliche inhaltliche
und prozessuale Kompetenzen festzu-
legen, die den Lernenden den Aufbau
„domänenspezifischer Schemata“ er-
lauben soll. Letztere sollen als fallba-
sierte Lehr-Lernumgebungen verstan-
den werden, in denen die Educanden in
exemplarischen Situationen für den Um-
gang mit dem Ganzen lernen. 

Jenseits der möglichen und unter-
breiteten Variationen solcher Vorschlä-
ge, mit dem Zuwachs in Umfang und Be-
deutung des Wissens umzugehen, hält
man allerdings mit einer fast schon er-
staunlichen Selbstverständlichkeit an der
grundlegenden Idee der Repräsentativität
des Wissens und an einem damit zusam-
menhängenden (korrespondenztheoreti-
schen) Wahrheitsbegriff fest. Wissen ist
immer noch Wissen über etwas, Wissen
steht für etwas (wahrheitstheoretisch:
adaequatio intellectus et rei). Im exem-
plarischen Wissen der Kompetenzorien-
tierung ist Wissen sogar auf eine dop-
pelte Weise repräsentativ (in einem ge-
wissen Sinne „vertikal“ und „horizontal“):
Einerseits innerhalb eines Widerspiege-
lungsverhältnisses mit einem unterstell-
ten Sachverhalt (vertikal), andererseits
als Idealtypik für eine spezifische Domä-
ne (horizontal). Die Orientierung an ei-
ner solchermaßen konstruierten Wis-
sensmatrix muss sich allerdings vor dem
Hintergrund aktueller sozialphilosophi-
scher Diskussionsverläufe die Frage nach
der Gültigkeit ihrer Maßverhältnisse ge-
fallen lassen. So ist es längst nicht mehr
unstrittig, dass sich belastbare klare Ab-
bildungsverhältnisse isolieren bzw. aus-
weisen lassen, die eine spezifische (ver-
tikale) Repräsentativität des Wissens si-
chern (1). Insbesondere lassen sich
Repräsentant und Repräsentiertes nicht
mehr als Enti täten, luftdicht verpackt, aus
ihrem (horizontalen) Kontext herauslö-
sen, sondern erhalten erst durch diesen
ihre Bedeutung (2). 

(1) Dem Grunde nach markiert nach
wie vor Kants „kopernikanische Wen-

struktivismus vor, Welterkenntnis zu we-
nig an die gesellschaftliche Realität an-
gebunden zu haben und sich statt des-
sen auf einen je solipsistischen Akt zu
beschränken. Eine solche Praxis ver-
stößt aber schon gegen die Alltagser-
fahrung einer geteilten Welt. Allein letz-
teres ist Grund genug, das Wissen jen-
seits eines subjektiven Weltentwurfs eher
als eine gesellschaftliche, eine soziale
Konstruktion von Wirklichkeit zu lesen
(vgl. dazu auch den Beitrag von Keller
im vorliegenden Heft). Dabei geht es
weniger um je einzelne Perspektivie-
rungen der Wirklichkeit, sondern um so-
zial objektivierte Symbol- und Inter-
pretationsschemata bzw. -systeme, die
u. a. von konkreten Sozialstrukturen ab-
hängig sind (vgl. dazu den Beitrag von
Lange/Onken in diesem Heft). Welt-
wahrnehmung wird dabei maßgeblich
präfiguriert von sozialen Praxen und
Techniken der Wirklichkeitskonstrukti-
on. Angesichts der gesellschaftsstruk-
turellen und – medialen Entwicklungs-
linien kann diagnostiziert werden, dass
der Umfang und insbesondere die Sicht-
barkeit jener gesellschaftlichen Kon-
struktionsvorleistungen in einem „Zeit-
alter der Simulation“ (Baudrillard 1991,
S. 77) immer seltener in das Blickfeld
der Erkenntnissubjekte geraten. Die ehe-
malig belastbare Härte und Materialität
der Unterscheidung zwischen Realität
und Nachahmung verschmilzt in einer
Hyperrealität – in der noch die Unter-
scheidung zwischen Realität und Si-
mulation selbst Bestandteil einer Simu-
lationsmatrix ist. 

(2) Damit ist eine Verankerung und
Vermessung des Wissens, wie es in kri-
tischer Absicht etwa durch die Ideolo-
gietheorie wiederholt versucht wurde,
immer weniger möglich. Letztere hat-
te ihr idealtypisches Maß immer noch
an vermeintlich verbürgbaren Wahr-
heiten genommen: jenseits eines „Ver-
blendungszusammenhanges“ wurden
spezifische „authentische“ oder „evi-
dente“ Ausgangsgrößen festgelegt, mit
deren Hilfe eine Orientierung im Wis-
sensarchipel der Gegenwart ermöglicht
wurde. Auf der Folie einer entspre-
chenden Unterscheidung zwischen
Ideologie und Theorie konnten dann
mögliche Verschleierungen ihres irre-
führenden ideologischen Gehalts ent-
kleidet werden, um zu einer belastba-
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ren Wirklichkeitssicht mit „Echtheits-
zertifikat“ vorzustoßen. Ein solcher Zu-
griff auf wirkliches Wissen setzt – wenn
auch nur in einem geringen Maße – ein
Mindestmaß einer Zugänglichkeit der
Objektivität voraus und konnte sich so-
mit nie vom Verdacht befreien, Rest-
bestände einer „Metaphysik der Prä-
senz“ in sich zu tragen. Der Verzicht
auf solche „Realitätsanker“ mündet an-
dererseits fast unweigerlich in die be-
drohliche Denkfigur einer umfassen-
den Relativierung allen Wissens – ein
Motiv, das die Diskussion um Wissen
und Wahrheit in den letzten Dezennien
angetrieben hat. In der Suche nach be-
lastbaren Kriterien für die Gültigkeit
von Wissen wurde entsprechend der
Blick verschoben – weg von der Frage
nach Möglichkeiten einer objektiven
Gründung des sicheren Wissens hin zur
Frage nach den Produktionsmechanis-
men wahren Wissens. So hat Lyotard
(2012) in seiner Studie zur Situation
des Wissens in (post)modernen Ge-
sellschaften darauf hingewiesen, dass
die Validität des Wissens nicht vom Ver-
lust eines materiellen Objektes oder
ähnlichem abhänge, sondern vom Ver-
lust der Überzeugungskraft der „großen
Erzählungen“. Weniger ein vermeint-
lich objektiver Gehalt sei entscheidend
für den Wahrheitsgehalt und die Glaub-
würdigkeit gegebenen Wissens, son-
dern seine Einbindung in die Logik ei-
ner Rahmenerzählung. Wissen wird we-
niger daran gemessen, „wofür“ es steht,
was es repräsentiert, sondern ob es Be-
standteil eines gültigen Sprachspiels ist.
Die Form der Einbindung in eine Dis-
kursart ist von entscheidenderer Be-
deutung für die Gültigkeit von Wissen
als sein vermeintlicher repräsentativer
Wert. Wissen wird damit in einem
grundsätzlichen Sinne mit einer politi-
schen Praxis verbunden. Dabei geht es
nicht um das Verhältnis eines wahren
Wissens zu seiner politisch-ideologi-
schen Verzerrung, sondern um die
grundsätzliche Unhintergehbarkeit des
Verhältnisses von Politik und Wahrheit,
um die politische Figuration von Wis-
sensbeständen und die damit zusam-
menhängende Verwendung von Wissen
im Regierungshandeln. Zu einer Wis-
senssoziologie, die die soziale Be-
dingtheit allen Wissens herausstellt, ge-
sellt sich eine „Wissenspolitologie“

(Nullmeier 1993), die den systemati-
schen Konnex von „Politik der Wahr-
heit“ (Badiou u. a. 2009) herausstellt. 

In der Didaktik der politischen Bil-
dung hat eine solche wissenspolitologi-
sche Perspektive bislang noch wenig Be-
achtung gefunden. Überwiegend wird
sich innerhalb der didaktischen For-
schung noch an der klassischen Idee ei-
nes die Wirklichkeit widerspiegelnden
Wissens orientiert. Eine Berücksichtung
der Wissensproduktion innerhalb einer
diskursiven Praxis hat bislang nur in ein-
zelnen Ansätzen stattgefunden. Die pro-
minenteste Adaption stellt in diesem Zu-
sammenhang sicher die Kommunikati-
ve Fachdidaktik von Grammes dar,
innerhalb derer die systematische Ein-
bettung allen Wissens in spezifische
Sphären Ausgangspunkt für die Ent-
wicklung einer Didaktik der Gesell-
schaftswissenschaft darstellt. Konkret
hat Grammes vorgeschlagen, die Di-
daktik auf die Analyse der „Prozessie-
rung von Wissen“ (Grammes 1998, S.
63) abzustellen. Wobei Wissen dabei
nicht als Menge von Tatsachenaussagen
verstanden werden darf, sondern „theo-
retische Deutungskonzepte, Kategorien,
begründete Einstellungen und Werthal-
tungen, subjektiv-biographische Erfah-
rungen und Fähigkeiten“ (ebd., S. 65)
einschließt. 

Innerhalb eines solchen Feldes Di-
daktisierungen bereitzustellen, die ent-
sprechend nicht auf repräsentatives Wis-
sen abstellen, sondern auf die Formie-
rung von Wissen, erfordert zuallererst,
nicht mehr danach zu fragen, was einen
bestimmten Lerngegenstand ausmacht,
sondern wie er aufbereitet ist. Es wird
also nicht mehr nach möglichen Be-
gründungen des Repräsentierten gefragt,
sondern nach Kontingenzen – „look for
contingencies instead of causes“ (Ken-
dall/Wickhamm 2003, S. 5). Dem Grun-
de nach handelt es sich dabei um eine
Zur-Schau-Stellung der Wissensarchi-
tektur, die Vermessung des Schauplat-
zes der Sinn- und Wissensangebote oder
die Demonstration der sinnprägenden
Kraft bestimmter Wissensmetriken. Die
Frageheuristik „ ,Was ist der Fall?‘ und
‚Was steckt dahinter?‘“ wird gegen die
Frage danach ausgetauscht, wie ein spe-
zifischer Zusammenhang hergestellt wur-
de. Was-Fragen werden zu Wie-Fragen.
Insbesondere im Forschungsprogramm

der Diskursanalyse findet sich inzwi-
schen ein reichhaltiges Reservoir an
möglichen Vorgehensweisen, um einer
solchen Fragerichtung nachzugehen (vgl.
erneut den Beitrag von Reiner Keller in
diesem Heft). Für eine Didaktik der Po-
litischen Bildung, die sich an der For-
mierung des Wissens orientieren möch-
te, steckt hier erhebliches Anregungs-
potential. Konkret können an geeigneten
Diskursfragmenten Einrichtungs- und
Produktionsweisen gängiger Wissens-
fragmente verdeut licht werden. Auf die-
se Weise kön nen die Voraussetzungen
für entsprechende Fragehaltungen ge-
genüber den viel zu häufig als selbst-
verständlich gegebenen Wissensbestän-
den der globalisierten, entgrenzten und
funktionalisierten Gesellschaften ge-
schaffen werden. An dieser Einsatzstel-
le entsprechen de methodische Formate
zu ent wickeln, die innerhalb der Didak-
tik der Politischen Bildung der verän-
derten Vermessung des Wissens Rech-
nung tragen, kann als vornehme Aufga-
be im Umgang mit der Veränderung des
Wissens angesehen werden. Im An-
schluss an eine solche Wissensanalyse
wären ebenfalls die Reflexionsformen
und Umgangsweisen etwa in Richtung
auf ihre Darstellungsmöglichkeiten zu
hinterfragen.
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Seit einigen Jahren hat in den Sozial-
wissenschaften (und auch in den Sprach-
wissenschaften) der Begriff des „Dis-
kurses“ eine prominente Stellung erlangt;
auch in der Medienöffentlichkeit ist häu-
fig von Diskursen die Rede. Der vorlie-
gende Beitrag will einführend erläutern,
was es damit auf sich hat.1

In den Geistes- und Sozialwissen-
schaften wurden in der zweiten Hälfte
des 20. Jahrhunderts unterschiedliche
Gebrauchsweisen des Diskursbegriffs
für Zwecke der empirischen Forschung
etabliert. Einige seien hier genannt, auch
wenn sie für die nachfolgende Diskus-
sion nicht alle relevant sind. In den
Sprachwissenschaften bezeichnet der
Begriff seit den 1950er Jahren sprachli-
che Einheiten, die umfassender sind als
ein Satz. In der heutigen Diskurslinguis -

tik gibt es sehr verschiedene Perspekti-
ven, die sich mit der Funktion und dem
Wandel der Sprache befassen, auch mit

der Rolle, die der Sprache in gesell-
schaftlichen Konflikten und Auseinan-
dersetzungen zukommt. Dazu stellt man
bspw. nach thematischen Kriterien (ent-
lang von Schlüsselbegriffen wie Bildung,
Schule, PISA) einen Korpus von Zei-
tungstexten zusammen, der mehrere tau-
send Artikel aus verschiedenen Publi-
kationen und Jahren beinhaltet. Dann
wird darin nach der Konstanz oder dem
Wandel sprachlicher Muster gefragt. Et-
wa: Mit welchen Begriffen wird Bildung
vor allem in Zusammenhang gebracht –
mit Befähigung der Individuen, Auto-
nomie, ökonomischem Wettbewerb, so-
zialer Ungleichheit?

Etwas anders setzt die im Grenzbe-
reich zwischen Sprachwissenschaft und
Sozialwissenschaft angesiedelte Ge-
sprächsforschung oder discourse analy-

sis an. Sie interessiert sich für den Ver-
lauf und die Eigenheiten von sprachli-
chen Interaktionen. Gibt es typische
Merkmale oder Muster im Gespräch zwi-
schen Männern und Frauen? Was unter-
scheidet Arbeitsgespräche von der
sonntäglichen Tischrunde beim fami-
liären Mittagessen? Spricht man im deut-
schen Norden im Small Talk anders als
im Süden?

Die ebenfalls zwischen Sprach- und
Sozialwissenschaften angesiedelte Kri-

tische Diskursanalyse und vor allem ihr
angelsächsisches Pendant, die Critical

Discourse Analysis hat ihre Wurzeln in
einer Verbindung von Sprach- bzw. Ge-
sprächsforschung und (marxistischer)
Ideologiekritik. Sie versteht sich als ei-
ne explizit politische Wissenschaft, die
in gesellschaftlichen Fragen Stellung be-
zieht und interveniert. Dazu analysiert
sie bspw. politische Reden von Regie-
rungsvertretern, um nachzuweisen, wel-
che bzw. wessen Interessen darin zum
Ausdruck kommen. Oder sie betrachtet
und kritisiert Fälle misslingender Dis-
kussionsprozesse am Arbeitsplatz. Ein
häufiges Einsatzfeld ist schließlich die
Untersuchung der Massenmedien und

ihrer Texte im Hinblick auf die Frage,
wie ein bestimmter Sprachgebrauch da-
zu beiträgt, dass gesellschaftliche Stim-
mungen des Rassismus, Antisemitismus
oder der Homophobie befördert werden.
Daraus lassen sich dann Handreichun-
gen oder zumindest Sensibilisierungen
dafür gewinnen, dass die Art und Wei-
se, wie in Medientexten, aber etwa auch
in schulischen Lernkontexten (Lehr-
büchern) über Sachverhalte gesprochen
wird, unabsichtlich sehr problematisch
sein kann (etwa im Hinblick auf die Dis-
kriminierung von Minderheiten). 

Daneben gibt es zwei weitere Ge-
brauchsweisen des Diskursbegriffs, die
sich von den bisher vorgestellten Per-
spektiven sehr deutlich unterscheiden
und auch dezidiert absetzen. Obwohl sie
eine unterschiedliche Entstehungsge-
schichte haben, werden sie vor allem seit
Ende der 1990er Jahre zunehmend mit-
einander verknüpft, weil sich beide Tra-
ditionen für eine Grundfrage interessie-
ren, die sich unmittelbar auf unser Wis-
sen über die Wirklichkeit bezieht, also
darauf, wie wir wissen, was die ‚Wirk-
lichkeit der Welt‘ ist. Diese Frage hat
ganz verschiedene Dimensionen, eine
überaus lange philosophische Geschichte
und darin sehr unterschiedliche Ant-
worten gefunden. Verfügen wir über ei-
ne Art angeborenen menschlichen Er-
kenntnis- und Kategorienapparat? Ist die
Geschichte ein kollektiver Prozess, in
dem immer bessere Ideen über die Welt
sich gleichsam automatisch entfalten?
Bestimmt das gesellschaftliche Sein, die
konkreten Umstände der menschlichen
Produktion und Reproduktion unter ganz
konkreten Naturbedingungen die Ent-
wicklung unseres Bewusstseins und un-
serer Denkwerkzeuge?

Die Positionen, um die es im Fol-
genden geht, sehen in solchen sehr pau-
schalen und universalen Erklärungsver-
suchen eher ein Problem als eine Lö-
sung. Sie ersetzen deswegen die Suche
nach einem alles erklärenden Prinzip
durch die empirische Erforschung der
Art und Weise, wie wir – also mensch-
liche Kollektive – in konkreten histori-
schen, sozialen und räumlichen Kon-
texten unser Wissen über die Wirklich-
keit erzeugen, verbreiten und auch
verändern. Man kann deswegen diesbe-
züglich von der Untersuchung gesell-
schaftlicher Wissensverhältnisse und
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nischen Gerät macht. Doch, wie Schütz
in den 1940er Jahren schrieb, würde sich
jeder Wissenschaftler in einem von an-
deren vorgegebenen „Diskursuniversum“
bewegen, das ihm Begriffe, Denkmög-
lichkeiten und -einschränkungen zur Ver-
fügung stelle – wenn er das nicht anneh-
me, riskiere er (oder sie) Marginalität und
Ausschluss.

Die in den USA beheimatete prag-
matistische Philosophie und Soziologie
des frühen 20. Jahrhunderts entwickel-
te ganz ähnliche Konzepte und Vorstel-
lungen. Mead, Dewey u.a. gingen von
der Existenz kollektiver „Diskursuni-
versen“ aus. Sie prägten diesen Begriff
(den Alfred Schütz später verwendete),
um den kollektiv erzeugten gemeinsa-
men Welthorizont einschließlich der ge-
teilten Symbolsysteme zu bezeichnen,
in den Menschen sozialisiert werden und
der sie zur Mitgliedschaft in menschli-
chen Gemeinschaften erst befähigt. In
der pragmatistischen Soziologie spra-
chen William I. Thomas und Dorothy
Thomas von der „Situationsdefinition“:
Weil Menschen keine Reiz-Reaktions-
Maschinen sind, müssen sie die Situa-
tionen, in denen sie sich befinden, ‚de-
finieren‘, sie also in ihren Bestandtei-
len und Möglichkeiten bestimmen.
Dafür stehen ihnen viele gesellschaftli-
che Definitionsangebote zur Verfügung.

Wissenspolitiken (vgl. Kel-
ler 2010) oder auch von der
„diskursiven Konstruktion
von Wirklichkeit“ (Poferl
2004) sprechen.

Die erste Position lässt
sich sehr grob als die wis-
senssoziologisch-pragmatis -
tische Gebrauchsweise des
Diskursbegriffs bezeichnen.2

Die bis in die Werke der Klas-
siker der Soziologie und de-
ren Vorläufer zurückreichen-
de Wis sens so ziologie be-
schäftigt sich von Be ginn an
mit dem Zusammenhang von
in divi dueller Bewusstsein-
stätigkeit bzw. Welt -
wahrnehmung und dem
gesellschaft lich bereit ge-
stellten Wissen. Sie fragte un-
ter anderem danach, wie aus
gemeinsamen Lebenslagen –
also Stellungen in der Welt,
die für eine Vielzahl von
Menschen gleich sind (wie mit dem bio-
logischen Körper als Mann/Frau umge-
hen zu müssen, alt oder jung zu sein, arm
oder reich, aus der Stadt oder vom Lan-
de) – gemeinsame Perspektiven auf die
Wahrnehmung dieser Welt entstehen (und
gesellschaftlich aufeinandertreffen). Sie
interessierte sich aber auch dafür, wie das
einzelne Bewusstsein sein körperliches
Erleben in eine gewusste und bewusste
Erfahrung übersetzt, und sich selbst da-
durch auch handelnd steuert. Schließlich
nehmen wir mit unseren Sinnen ja nicht
einen „Apfel“ oder „meinen Freund Wil-
ly“ wahr, sondern eine solche Wahrneh-
mung ist schon eine geistig-körperliche
basierte Syntheseleistung des Bewusst-
seins (und gesamten Körpers) – das aber,
und das ist der entscheidende Punkt, da-
bei in der Regel nicht selbst erfinderisch
sein muss, sondern auf das zurückgrei-
fen kann, was der Philosoph Alfred
Schütz den spezifischen gesellschaftli-
chen oder kollektiven Wissensvorrat
nannte. Demnach orientieren sich Men-
schen  in ihrer Wahrnehmung und ihrem
Handeln an diskursiv erzeugten und zir-
kulierenden Interpretationen der Welt –
sie werden dadurch allerdings nicht de-
terminiert, sondern eher instruiert, ganz
so, wie eine Gebrauchsanleitung nicht
vorgeben kann, welchen tatsächlichen
Gebrauch man von ihr bzw. einem tech-

Gleichwohl ist nie sicher, dass die Si-
tuationsdefinitionen der unterschiedli-
chen Individuen, die an einer Situation
beteiligt sein können, übereinstimmen.
Wo der oder die eine ganz einfach nach
Feuer fragt, um rauchen zu können, ver-
mutet das Gegenüber vielleicht einen
Flirtversuch. Die Ressourcen der Durch-
setzung von Situationsdefinitionen sind
gesellschaftlich ungleich verteilt, etwa
zwischen professionellen Agenturen und
ihren Klienten.

Aus der Tradition der pragmatisti-
schen Soziologie (vgl. Keller 2012) sind
zahlreiche Untersuchungen der Art und
Weise hervorgegangen, wie etwa öf-
fentliche Diskurse bzw. „public dis-
courses“ bestimmte Sichtweisen der
Welt hervorbringen, auf die gesell-
schaftliche Agenda setzen und in einen
Wettstreit um die Definition von Situa-
tionen einbinden: zu Fragen der Ökolo-
gie, der Geschlechterpolitik, der Be-
stimmung von „sozialen Problemen“:
Wer ist darin eingebunden? Welche Deu-
tung der Welt wird hervorgebracht? Mit
welchen argumentativen und rhetori-
schen Mitteln? In welchen Konstella-
tionen und kulturellen Kontexten? Und
mit welchen Folgen?

In ihrem klassischen soziologischen
Werk „Die gesellschaftliche Konstruk-
tion der Wirklichkeit“ haben die Sozio-

SPIEGEL 33/1998

Mit Hilfe der Diskursanalyse können die
öffentlichen Diskurse einschlägig hin-
sichtlich der von Ihnen produzierten
Zusammenhänge befragt werden. So
eignen sich insbesondere graphische
Darstellungen, Titel, sowie die dazuge-
 hörigen Artikel – auch in Ausschnitten
(Diskursfragmenten). Auf diese Weise
ließe sich etwa die Veränderung der
Wirklichkeitswahrnehmung durch den
Diskurs über den Klimawandel mit Hilfe
folgender Frage thematisieren: Wann
und wie erscheint ein Thema auf der
Agenda? Welche rhetorischen und sym-
bolischen Mittel werden genutzt, um es
zu positionieren? Welche Akteure sind
daran wie beteiligt? Welche Rolle spie-
len Bilder und Illustrationen? Welche
Belege und Evidenzen werden genutzt?
Wie?
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logen Peter L. Berger und Thomas Luck-
mann vor fast 50 Jahren die Traditionen
der Wissenssoziologie und der pragma-
tistischen Soziologie verbunden. Sie
schlagen dabei einen sehr weiten Begriff
des Wissens vor, der unter „Wissen“
nicht nur das versteht, was, sei es durch
alltagspraktische und berufliche Erfah-
rung, sei es durch wissenschaftliches
Forschen als Tatsachenwissen oder „po-
sitives Wissen“ bekannt und belegt ist.
Vielmehr umfasst die Kategorie auch
Formen des (religiösen) Glaubens oder
politische Ideologien, also alle Arten von
Sinnsystemen, die kommunikativ ge-
nutzt werden und sich auf Zustände oder
Prozesse der Welt beziehen (etwa auch
Spekulationen über außerirdisches Le-
ben, Leben nach dem Tode und derglei-
chen mehr). Natürlich werden in kon-
kreten Gesellschaften und sozialen Kol-
lektiven sehr unterschiedliche Wis sens -

 formen etabliert, gegeneinander hierar-
chisiert, spezialisiert und in Stellung ge-
bracht, etwa eben Glauben, Ideologie
oder Moral (und Normen) gegen Tatsa-
chenwissen. Und das ist weder kon-
fliktfrei noch ein in all seinen Facetten
kontrollierter Prozess – im Gegenteil.
Das soziologische Untersuchungspro-
gramm, das Berger und Luckmann for-
mulieren, besteht aus zwei Hauptfragen:
Wie, durch welches Handeln, durch wel-
che Prozesse wird in sozialen Kollekti-
ven die Objektivität, die Gültigkeit und
Verbindlichkeit einer gemeinsamen
Wirklichkeit hergestellt, und wie wird
dies von den Individuen subjektiv ver-
innerlicht, zur Grundlage des Handelns
gemacht? Darauf kann es, abgesehen von
ein paar sehr allgemeinen Grundmerk-
malen, keine einmalige und allgemeine
Antwort geben, sondern nur sehr unter-
schiedliche empirisch begründete Ana-

lysen – genau das, was
sozialwissenschaftliche
Diskursforschung dann
leis tet.

Man muss an dieser
Stelle allerdings festhal-
ten, dass im Werk von
Berger und Luckmann
nicht von Diskursen die
Rede ist. Die heutige
Konjunktur des Diskurs-
begriffs in den Sozial-
wissenschaften verdankt
sich hauptsächlich den et-
wa zeitgleich zu Berger
& Luckmann in den
1960er Jahren und danach
vorgelegten Studien des
französischen Philoso-
phen Michel Foucault. Er
definierte solche Diskur-
se als strukturierte Prak-
tiken, also als ganz kon-
kret in unterschiedlichen
Äußerungen (Bü cher, Re-
den, Zeitschriftenaufsät-
ze) manifestiertes Tun (je-
der Vortrag, jedes Buch,
jeder Text, auch der vor-
liegende, ist Dokument
einer solchen Praktik),
das das hervorbringt, von
dem es handelt. Damit ist
ein recht komplexes Ver-
hältnis von Denken oder
Wissen und Welt bzw.

Wirklichkeit angesprochen, das hier nicht
umfassend erläutert werden kann. Fou-
cault bestreitet jedenfalls nicht, dass es
so etwas wie materielle Existenz und
Prozesse der Wirklichkeit gibt. Doch wie
wir sie benennen und dadurch für uns
erkennbar machen, ist immer ein sozia-
ler, diskursiver Prozess der Hervorbrin-
gung. So entwirft die Psychologie ein
sich wandelndes Verständnis psycholo-
gischer Prozesse, ihrer Ursachen, Er-
scheinungsformen und Effekte. Die So-
ziologie tut das ihre, die anderen Wis-
senschaften ebenso. Dazu wird ein
bestimmtes Vokabular entwickelt, es
werden institutionelle Positionen ge-
schaffen, Verfahren der Beweisführung
usw. Das ist sicherlich ein kollektiver
Prozess, der nicht oder nur in extremen
Ausnahmefällen von einzelnen Handeln
kontrolliert wird. Doch im Ergebnis wird
damit die Wirklichkeit der Welt in spe-
zifischer (und historisch höchst verän-
derlicher) Weise hergestellt. Wo wir vor-
her für etwas keinen Namen hatten und
es deswegen auch nicht ‚verwirklichen‘,
also als real bestimmen konnten, sehen
wir jetzt Burnout. Oder einen Ödipus-
Komplex.

Die Diskursforschung zielt nicht dar-
auf ab, zu zeigen, wo die richtige oder
‚wahre‘ Position liegt, also wie die Wirk-
lichkeit ‚wirklich‘ beschaffen ist. Viel-
mehr schärft sie unseren Blick dafür,
welche Verfahrensweisen wir in unse-
ren Gesellschaften nutzen, um entspre-
chende Entscheidungen vorzunehmen,
etwa in Gerichtsprozessen, aber auch in
der Bestimmung der Risikohaltigkeit
von Technologien. Sie trägt damit dazu
bei, diese Verfahren nicht als selbstver-
ständlich und in der Natur der Dinge lie-
gend zu begreifen, sondern als auch an-
ders mögliche historische Festlegungen,
über die immer wieder Nachzudenken
lohnt. Insoweit liefert sie einen Beitrag
zur gesellschaftlichen „Selbstaufklä -
rung“. 

Foucault nahm dazu unterschiedliche
Akzentuierungen des Diskursbegriffs
vor, auch wenn er selbst sehr bald das
Interesse an der Ausarbeitung solch all-
gemeiner Perspektiven verlor.3 So be-
tonte er im historischen Rückblick bspw.,
wie akademisch-wissenschaftliche Wis-
sensordnungen sich auf sehr abstrakter
Ebene über die Jahrhunderte hinweg
wandelten. An anderer Stelle ging es ihm

SPIEGEL 19/2007

Mögliche weitere Fragen – insbesondere an die dazu-
gehörigen Leitartikel: Wie und durch wen wird die
Warnung intensiviert? Welche Akteure treten in Er-
scheinung? Worauf stützen sie ihre Argumente? Wel-
che Wissensbestände (Faktenwissen, Zukunftsszenari-
en u. a.) werden wie miteinander verknüpft? Wie
werden Handlungsnotwendigkeiten und -optionen
konstruiert? Welche Rolle spielen Szenarien? Wie
wird Verantwortung hergestellt?
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um die innere Ordnung von Diskursen,
ihre Strukturierung, etwa durch die Be-
reitstellung von Sprecherpositionen (aka-
demische Ausbildungen und Grade dif-
ferenzieren die Legitimität dessen, der
spricht – viele Stimmen sind ausge-
schlossen), oder durch Kommentare, die
die intellektuelle Spreu vom Weizen tren-
nen. Und schließlich interessierte er sich
zunehmend dafür, wie insbesondere in
juristischen und medizinisch-psychia-
trischen Kontexten ganz unterschiedli-
che Diskurse aufeinandertreffen und dar-
um ringen, ob bspw. in einer konkreten
Strafsache verantwortliches und verur-
teilbares Handeln vorliegt, oder ein Aus-
druck von Wahnsinn und Trieben. Das
hat bekanntlich sehr divergente juristi-
sche Folgen und ist bis heute, ergänzt
um die Neuroforschung, ein wichtiges
Einsatzfeld des gesellschaftlichen Um-
gangs mit Abweichungen von der Nor-
malität.

Im Anschluss an die Arbeiten Fou-
caults und diejenigen der wissenssozio-
logisch-pragmatistischen Tradition hat
sich eine breite sozialwissenschaftliche
Diskursforschung entwickelt, die Fra-
gen nach der diskursiven Konstruktion
von Wirklichkeit und damit zusammen-
hängend auch denjenigen nach ihrem
Verhältnis zur individuellen Weltwahr-
nehmung neue Impulse gibt. Dabei kom-
men sowohl wissenschaftliche, religiö-
se oder politische Wissensfelder in den
Blick wie auch das breite Feld öffentli-
cher, massenmedialer und internetba-
sierter Diskursprozesse.

Als Diskurse lassen sich nämlich
ebenso die Diskussionen und Debatten
im öffentlichen Raum begreifen, etwa
die Auseinandersetzungen über Klima-
wandel und andere Umweltprobleme,
über Kindesmissbrauch, angemessene
Wirtschaftspolitik oder die NSA-Ab-
höraffäre. Das sind sicherlich nicht Dis-
kurse im Sinne akademischer Diszipli-
nen. Dazu sprechen hier viel zu viele
Stimmen aus ganz unterschiedlichen
Kontexten. Dennoch handelt es sich
tatsächlich um nicht mehr und nicht we-
niger als eine Serie von Äußerungen, die
ganz spezifische Sichtweisen von Phä-
nomenen herstellen, vertreten und ver-
mitteln wollen – aus welchen Gründen
auch immer. Es handelt sich um Aus-
einandersetzungen über kollektive Si-
tuationsdefinitionen und deren Folgen.

Denn keineswegs sind Diskurse nur
‚bloßes Gerede‘. Vielmehr setzten sie
Ressourcen ihrer Erzeugung voraus, und
sie haben auch Effekte, etwa wenn Ge-
setze entstehen oder politische und or-
ganisatorische Maßnahmen getroffen
werden. Wobei in Rechnung gestellt wer-
den sollte, dass die Effekte nicht not-
wendig mit den Zielen übereinstimmen.
Zu den wichtigsten Diskurseffekten
gehört sicherlich auch die Art und Wei-
se, wie wir uns selbst verstehen, welche
Freuden, Sorgen und Nöte uns in unse-
rem Alltag begleiten. Es geht dabei nicht
um die in der Medien- und Kommuni-
kationsforschung untersuchte Frage nach
direkten Reaktionen auf Gesehenes,
Gehörtes oder Gelesenes. Wir wissen,
dass Menschen einer Vielzahl von Dis-
kursen ‚ausgesetzt‘ sind, und das sie
natürlich auch noch ganz andere Kom-
munikationsbeziehungen in ihrem Um-
feld haben. Doch tragen Diskurse durch-
aus zu einer allmählichen Verschiebung
unserer Identitäten bei, etwa dann, wenn
Väter beginnen, sich an der konkreten
Kindererziehung zu beteiligen (oder dar-
über nachdenken), wir die Verpflichtung
empfinden, unsere Kinder frühestmög-
lich zu ‚fördern‘, oder wir darüber nach-
denken, ob das, was wir als Erschöpfung
erleben, vielleicht doch schon zur Kate-
gorie des ‚Bournouts‘ gehört (und nicht
nur von letzter Woche herstammt). Und
sehr viel massivere Effekte zeitigen Dis-
kurse da, wo sie direkt in soziotechni-
sche Infrastrukturen übersetzt werden
(etwa in der Diskussion über Quotenre-
gelungen in der Arbeitswelt oder Nor-
mierungen von und Ausstiege aus ris-
kanten Technologien).

Auf eines muss an dieser Stelle noch
hingewiesen werden. Diskurse im hier
diskutierten Sinne sollte man nicht als
rationales, sachverständiges Argumen-
tieren missverstehen. Sehr viel eher han-
delt es sich eben um eine Serie von
Äußerungen, die nebeneinander und
nacheinander bestehen, und zu denen je
bestimmte Sprecherinnen und Sprecher
befugt sind. Das heißt nicht, dass Argu-
mente keine Rolle spielen. Aber sie sind
eingebunden in Erzählungen, Bilderflu-
ten, rhetorische Stilmittel, Deutungs-
muster aller Art. Dafür stehen in ver-
schiedenen Gesellschaften, Kulturen,
Kollektiven ganz unterschiedliche Deu-
tungswerkzeuge zur Verfügung. Die

deutsche Vernichtung der Juden im Na-
tionalsozialismus ist eben ein grausames
Ereignis, das nur hier (‚bei uns‘) als Teil
einer Kollektivgeschichte verhandelt
werden kann, aber bspw. nicht in den
USA. Zwischen Ländern unterscheiden
sich deswegen die Diskurslandschaften
ganz erheblich. Und seit langem gibt es
auch Diskursprozesse, die gleichsam
transnational, als quer zu Landesgren-
zen verlaufen. Wie, mit welchen Vor-
aussetzungen und Folgen Diskurse kon-
kret entfaltet sind – in Bildungsdebat-
ten, Risikodebatten, wissenschaftlichen
Teilgebieten wie der Neurowissenschaft
–, das lässt sich nicht allgemein und vor-
weg theoretisch formulieren, sondern er-
fordert die Untersuchung der Einzelfäl-
le.

Anmerkungen

1 Ich verzichte dabei weitgehend auf Li-
teraturhinweise. Vgl. dazu insgesamt
Keller (2011). Ausgeklammert wird
auch die prominente Nutzung des Dis-
kursbegriffs durch den Philosophen
Jürgen Habermas. Dieser versteht dar-
unter im Rahmen seiner Diskursethik
eine organisierte Diskussionsveranstal-
tung bzw. den organisierten Aus-
tausch von Argumenten entlang spezi-
fisch einzuhaltender Regeln der Argu-
mentation.

2 De facto handelt es sich dabei um
zwei in unterschiedlichen Kontexten
durch das 20. Jahrhundert hindurch
entwickelte Denktraditionen, die frei-
lich von Beginn an Affinitäten und
Berührungspunkte aufweisen.

3 In den Sozialwissenschaften sind (auch
im Feld der Diskursforschung) sehr
verschiedene Anschlüsse an die Arbei-
ten Foucaults entstanden, auf die hier
nicht näher eingegangen werden
kann.
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Wissen allein – wer wollte das bestrei-
ten – reicht nicht aus, um im umfassen-
den Sinne als gebildet zu gelten. Wer
beispielsweise die ersten 20 Artikel un-
seres Grundgesetzes auswendig gelernt
hat und somit weiß, was in den einzel-
nen Artikeln steht, muss nicht zwangs-
läufig eine demokratische Grundhaltung,
die einen gebildeten Menschen aus-
zeichnet, angenommen haben. Es ist
wohl ein zustimmungsfähiger Allge-
meinplatz, dass politische Bildung eben
nicht nur Wissen vermitteln, sondern sich
gleichermaßen an die politischen Ein-
stellungen der (zukünftigen) Bürger/in-
nen richten soll. Denn politische Ur-
teilsfähigkeit, politische Handlungs-
fähigkeit und die Motivation, sich dieser

Fähigkeiten auch situativ angemessen
zu bedienen, gehören zu den unhinter-
gehbaren Zielen einer politischen Bil-
dung, die den Begriff der Bildung in sei-
ner originären Bedeutung ernst nimmt.
Damit Jugendliche sich tatsächlich po-
litisch bilden können, sollten sich zwei
gewichtige Anliegen der politischen Bil-
dungsbemühungen, nämlich die Ver-
mittlung von Wissen und die Förderung
freiheitlich-demokratischer Einstellun-
gen, in einer gewissen Balance befin-
den.

Für die schulische Politische Bildung

sind Wissen und Einstellungen von
Schüler/innen von besonderer Bedeu-
tung, um den Sinn des Schulfaches und
die Ziele des Lernens zu beschreiben. In
der politikdidaktischen Diskussion der
letzten Jahre ist jedoch das Verhältnis
dieser beiden Aspekte in eine Schiefla-
ge geraten. Durch eine einseitige Schwer-
punktsetzung entstand verschiedentlich
der Eindruck, dass sich das Kernanlie-
gen Politischer Bildung auf eine Wis-
sensvermittlung reduzieren ließe und
dass dieses vordringliche Ziel allenfalls
durch „weiche Faktoren“ wie etwa die
Förderung freiheitlich-demokratischer
Einstellungen zu ergänzen sei. Zu die-
ser Gewichtsverlagerung trugen die bil-
dungspolitischen Bestrebungen bei, den
Output von Lernprozessen messbar zu
machen und schulische Bildungsergeb-

nisse zu standardisieren. Auf der Grund-
lage eines aus der Psychologie entstam-
menden Kompetenzbegriffes (Weinert)
wurde es zum Credo der „Empirischen
Wende“, dass Kompetenzen eben nicht
nur begründet zu formulieren seien, son-
dern dass vor allem der tatsächliche
Kompetenzerwerb empirisch zu über-
prüfen sei.

Im Zuge der „Kompetenzorientie-
rung“ haben sich die politikdidaktischen
Forschungszugänge zum Wissen und zu

den Einstellungen von Schüler/innen neu
ausgerichtet. Diese Entwicklung hängt
eng mit einer zentralen Forderung zu-
sammen, die in den letzten Jahren im-
mer wieder erhoben wurde: Politikdi-
daktische Forschung soll „evidenzba-
sierte“ Ergebnisse für die Politische

Bildung liefern. Doch was ist mit die-
sem merkwürdigen Begriff „evidenzba-
siert“ eigentlich gemeint?

„Es geht im Zentrum um die Frage, ob und

wie es gelingt, Evidenz hinsichtlich der Wirk-

samkeit pädagogischer und bildungspoliti-

scher Maßnahmen zur Verfügung zu stellen,

um diese in datengestützte Entwicklungs-

kreisläufe der Unterrichts-, Schul- und Bil-

dungsqualität einspeisen zu können.“ 

(DGfE-Sektion Empirische Bildungsfor-

schung 2013, S. 12) 

Hans Anand Pant, Direktor des Instituts
zur Qualitätsentwicklung im Bildungs-
wesen (IQB), das von der Kultusminis -
terkonferenz mit der Operationalisie-
rung, Normierung und Überprüfung der
länderübergreifenden Bildungsstandards
beauftragt wurde, klärt auf: „Evidenz“
wird im Kontext der Bildungsforschung
als empirisch erbrachter Nachweis der
Wirksamkeit von pädagogischem Han-
deln oder von veränderten bildungspo-
litischen Rahmenbedingungen verstan-
den. Dass der Begriff „evidenzbasiert“
ursprünglich der Medizin entstammt und
sich dort auf die Wirksamkeit von The-
rapien bezieht, passt sehr gut zu dem hier
vorgetragenen szientistischen Wissen-
schaftsverständnis. Man beachte nur die
Begrifflichkeiten, die „das neu geschaf-
fene deutsche Wortungetüm einer evi-
denzbasierten Bildungsforschung“ (Jor-
nitz 2008, S. 207) mit sich bringt: Pä da -
gogisch-didaktis     che Fragen menschlicher
Bildung sollen durch das Einspeisen von
Maßnahmen in „datengestützte Ent-
wicklungskreisläufe“ beantwortet wer-
den. Diese technische Vorstellung ba-
siert augenscheinlich auf der Annahme,
dass sich eindeutig kausal bestimmen
lässt, wie sich bestimmte Maßnahmen
auf die Bildung von Heranwachsenden
auswirken.

Diejenigen Politikdidaktiker/innen,
die mit der Absicht angetreten sind, ih-
re eigenen Forschungsergebnisse auf
„Evidenz“ zu basieren, orientieren sich
an diesem szientistischen Wissen-
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„Die Bildungspolitik erwartet von der Po-

litikdidaktik deutlichere Anstrengungen in

der Forschung. Das Fach ist noch nicht in

den Kreis der Kernfächer aufgenommen.

Forschungs-Visibility ist nicht erreicht. […]

Die Fragen der Leistung in einem Fach, um

die es der Bildungspolitik geht, lassen sich

nicht mit qualitativer, sondern mit quantita-

tiver bzw. experimenteller Forschung be-

antworten.“ 

(Weißeno 2012, S. 124)

Georg Weißeno verlangt, die bildungspo -
li tisch erhobene Forderung nach
„evidenz basierter“ Forschung konse-
quent umzusetzen. Für Weißeno lässt
sich offenbar die Frage nach den
angemes senen Forschungsmethoden
durch die bildungs politischen Vorgaben
gleich mit be ant worten. Warum diese
ori gi när wissen schaftliche Methodenfra -
ge nicht im wissenschaftlichen Diskurs,
sondern von der Bildungspolitik beant-
wortet werden soll, bleibt jedoch unklar.
Die Ersetzung der wissenschaftstheore-
tischen durch eine bildungspolitische
Begründung macht es leicht, qualitati-
ven, inter pre tativen und hermeneuti-
schen Forschungsansätzen, die eine
Quantifizierung nicht leisten, ihre Wis -
senschaftlich keit abzusprechen. Oder
die sen Zu  gängen wenigstens vorzuhal-
ten, durch ih re nicht messbaren Postula -
te schon lan ge nicht mehr state-of-the-

art zu sein. 
Obwohl eine grundlegende Diskus-

sion über die Forschungsmethoden der
Politikdidaktik und ihr Verhältnis zu-
einander sicherlich geboten ist, soll an
dieser Stelle kein neuerlicher Metho-
denstreit entfacht werden. Entschei-
dender ist, dass die angestrebte „Evi-
denzbasierung“ unbestreitbare – und
vielleicht auch unbeabsichtigte – Ne-
benfolgen für die politikdidaktische
Schwerpunktsetzung und den konkre-
ten schulischen Unterricht hat. Auch
wenn von allen Seiten immer wieder be-
teuert wird, wie wichtig die motivatio-
nalen, volitionalen und sozialen Di-
mensionen des Weinert’schen Kompe-
tenzbegriffs seien, so muss doch
fest  gehalten werden, dass den kogniti-
ven Kompetenzmerkmalen in den letz-
ten Jahren die größte Aufmerksamkeit
ge schenkt wurde. Dies ist im Zeitalter
der Kognitionswissenschaften sicher-
lich kein Zufall: Auswirkungen pädago-

schaftsverständnis. Sie erheben für ih-
re eigene empirische Forschung den An-
spruch, dass sie sich – ganz im Gegen-
satz etwa zu normativen, interpretativen
oder hermeneutischen Ansätzen der Po-
litikdidaktik – durch den strengen Maß-
stab echter Wissenschaftlichkeit aus-
zeichne.

„Die spezifizierende Konstruktion des ,evi-

dence-based‘ kennzeichnet dann implizit den

Vorwurf, dass ,die anderen‘ keine stichhal-

tigen, eben evidenten Forschungsergebnis-

se liefern und allein die evidente Bildungs-

forschung als ernstzunehmende Wissenschaft

auftritt. Der Weizen trennt sich von der

Spreu.“ 

(Jornitz 2009, S. 69) 

Die Exaktheit der Forschungsergebnis-
se nach naturwissenschaftlichem Vor-
bild, die bevorzugt in Form quantitati-
ver Daten bis zur zweiten Nachkom-
mastelle genau angegeben werden, soll
den wissenschaftlichen Anspruch der
Forschungsvorhaben unterstreichen. In
der „evidenzbasierten“ politikdidakti-
schen Forschung wird das Kriterium der
„Wissenschaftlichkeit“ jedoch auf die
Erfüllung der Gütekriterien der Empi-
rischen Sozialforschung verengt. Vor
dem Hintergrund dieses Verständnisses
von „Wissenschaftlichkeit“ wird ein-
sichtig, warum mit dem „empirischen
Aufbruch einer neuen Generation von
Politikdidaktiker/-innen“ die Hoffnung
auf die lange ersehnte „Anpassung an
wissenschaftliche Standards“ (Manzel
2012) verbunden wird. Das Kriterium
echter Wissenschaftlichkeit wird vor al-
lem in der methodisch kontrollierten
Modellbildung und der Bereitstellung
von „empirisch validierten“ Wirkungs-
studien gesehen. 

Die angeblichen Defizite an „Wis-
senschaftlichkeit“ in der Politikdidak-
tik werden vor allem an der vergleichs-
weise niedrigen Ressourcenausstattung
und der im Vergleich zu anderen Fach-
didaktiken geringeren Sichtbarkeit in
Peer-Review-Zeitschriften zur Bil-
dungsforschung festgemacht. (Manzel
2012, S. 150) Dies verstärkt den Ein-
druck, dass das oberste Ziel, die Poli-
tikdidaktik endlich an echten wissen-
schaftlichen Standards auszurichten,
durch die Erfüllung bildungspolitischer
Erwartungen motiviert ist.

gischer und bildungspolitischer Maß-
nahmen auf die kognitiven Kompeten-
zen von Schüler/innen lassen sich noch
am ehesten nachweisen, da sich die kog -
nitive Kompetenzdimension am leichtes -
ten methodisch operationalisieren lässt.

Durch den Anspruch der empirischen
„Evidenzbasierung“ und das Kriterium
einer möglichst exakten Verifizierbar-
keit der Forschungsergebnisse werden
daher ganz bestimmte Formen von Wis-
sen begünstigt. 

„Inzwischen scheint es Konsens zu sein, dass

es bei den großen internationalen Studien

wie PISA nicht um die Messung der Qualität

des Bildungssystems geht, sondern darum,

bestimmte Formen von Wissen anderen For-

men gegenüber zu bevorzugen und in die na-

tionalen Schulsysteme zu bringen.“ 

(Ladenthin 2012, S. 14) 

Es ist eine Folge der „evidenzbasierten“
Bildungsforschung, dass durch das Kri-
terium der Evidenz diejenigen Wis-
sensformen begünstigt werden, die sich
mit den zugrunde gelegten Methoden
am besten messen lassen. Während sich
so genanntes Faktenwissen leicht ope-
rationalisieren und sich dessen Erwerb
exakt feststellen lässt, gestaltet sich die-
ses Vorhaben beispielsweise für ein prak-
tisches Know-how oder eine auf Erfah-
rung beruhende Menschenkenntnis
schon deutlich schwieriger. Wie sich
dann noch „evidenzbasierte“ Aussagen
über die Wirkung pädagogischer Maß-
nahmen auf die wohl kaum operationa-
lisierbaren Einstellungen von Jugendli-
chen treffen lassen sollen, bleibt unge-
klärt.

Nun wäre es geradezu unfair, den an
einer „Evidenzbasierung“ interessierten
Politikdidaktiker/innen zu unterstellen,
dass sie die Förderung von Einstellun-
gen und Motivationen als Ziele Politi-

scher Bildung nicht anerkennen wür-
den. Gleichwohl sorgt ihr Verständnis
von vermeintlich echter „Wissen-
schaftlichkeit“ dafür, dass die Einstel-
lungen von Schüler/innen nur in einer
ganz bestimmten Weise erfasst werden.
Denn gemäß dem szientistischen Ideal
von „Wissenschaftlichkeit“ wird ver-
sucht, Lernvorgänge ausschließlich an-
hand von Daten zu erforschen. Eine
Folge: Dasjenige pädagogische Han-
deln, das nach bisheriger Erfahrung von
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Lehrer/innen zur Förderung von frei-
heitlich-demokratischen Einstellungen
der Lernenden beiträgt, für das sich je-
doch keine datenbasierte „Evidenz“ der
Einstellungsänderung herstellen lässt,
wird sorgsam aus einer „evidenzbasier-
ten“ Wissenschaft herausgehalten. Denn:

„Etwas gilt als evident, wenn es nicht erklärt

oder begründet werden muss, sondern sich

von selbst versteht. Hier steht nicht die Per-

son, die spricht, für die Authentizität des Ge-

sprochenen ein, sondern die Aussage selbst

besitzt die Eigenschaft des Augenscheinli-

chen.“ 

(Jornitz 2008, S. 206)

Damit etwas als evident ausgewiesen
werden kann, muss es sich von selbst
verstehen und über jegliche Deutungs-
möglichkeit erhaben sein. Jedoch sind
die Einstellungen von Lernenden nur in
den seltensten Fällen ohne einen kon-
kreten Bezug zu ihrer eigenen Person
verständlich. Die komplexen Vorgänge
des Lernens verstehen sich gerade nicht
von selbst und sie sind daher auch als
reine „Performanz“ (Manzel 2013, S.
212) nicht feststellbar. Vielmehr gilt es,
die politischen Lernvorgänge, die sich
eben nicht von selbst verstehen, in ei-

nen politikdidaktischen Interpretations-
und Verstehensprozess einzubeziehen.
Hierfür sind hermeneutische Methoden
einer interpretativen Unterrichtsfor-
schung gefragt.

Entgegen dem Anspruch einer an-
schlussfähigen „Evidenzbasierung“ soll-
ten die Unterschiede der Politischen Bil-

dung gegenüber den übrigen Fächern her-
vorgehoben und die Verschiedenartigkeit
von Wissen in den jeweiligen Domänen
ins Bewusstsein gerufen werden. Politi-
sches Wissen lässt sich – wenn man über
ein reines Faktenwissen hinausgeht – nicht
nach naturwissenschaftlichen Exakt-
heitskriterien feststellen. Die Herausfor-
derung besteht vielmehr darin, verschie-
dene Wahrnehmungen und Deutungen
der politischen Wirklichkeit auf ihre Plau-
sibilität und Komplexität hin zu verglei-
chen und ihre eventuellen Widersprüch-
lichkeiten im Lernprozess aufzuzeigen.
Das best-ac count-Prinzip (Taylor 1996,
S. 115 ff.) bietet hierzu ein phänomeno-
logisch-hermeneutisches Kriterium poli-
tischen Wissens (Meyer-Heidemann
2014). 

Insbesondere für die Erforschung von
Einstellungen kommt es darauf an, mit
welcher eigenen wissenschaftlichen Ein-
stellung wir diesen auf die Spur kom-

men wollen. Welche Folgen ein kon-
kretes pädagogisches Handeln auf die
politischen Haltungen und Motivatio-
nen von Jugendlichen hat, lässt sich nicht
allgemeingültig in der Herangehensweise
eines Technikers mit dem starren Line-
al der „Evidenz“ messen. Die politikdi-
daktische Forschung täte gut daran, den
Akteuren der Bildungspolitik und den
Lehrer/innen der Politischen Bildung

nicht „Evidenz“ zu suggerieren, wo die
zu klärenden Fragen alles andere als „evi-
dent“ sind. 

Literatur

DGfE-Sektion Empirische Bildungsfor-
schung: Tagungsband, Dortmund
2013, online unter:
http://aepf2013.de/assets/Abstrakt-
band.pdf. 

Jornitz, S.: Evidenzbasierte Bildungsfor-
schung. In: Pädagogische Korrespon-
denz 2/2009, S. 68-75.

Jornitz, S.: Was bedeutet eigentlich „evi-
denzbasierte Bildungsforschung“?
Über den Versuch, Wissenschaft für
Praxis verfügbar zu machen am Bei-
spiel der Review-Erstellung. In: Die
Deutsche Schule, 2/2008, S. 206-216.

Ladenthin, V.: Lernen – Lehrplan – Lehre.
Zur Rekonstruktion pädagogischer
Grundbegriffe. In: Vierteljahresschrift
für wissenschaftliche Pädagogik,
1/2012, S. 14-29.

Manzel, S.: Performanz im Politikunter-
richt – Theorieansätze und Entwick-
lungstrends zum professionellen Leh-
rer/innenwissen und Unterrichtshan-
deln. In: Hufer, K.-P./Richter, D. (Hrsg.):
Politische Bildung aus Profession. Ver-
ständnisse und Forschungen, Bonn
2013, S. 203-216.

Manzel, S.: Anpassung an wissenschaftli-
che Standards oder Paradigmenwech-
sel in der Politikdidaktik? Zum empiri-
schen Aufbruch einer neuen Generati-
on von Politikdidaktiker/-innen. In:
Zeitschrift für Politikwissenschaft
1/2012, S. 143-154.

Meyer-Heidemann, Ch.: Selbstbildung
und Bürgeridentität. Politische Bil-
dung vor dem Hintergrund der politi-
schen Theorie von Charles Taylor,
Schwalbach/Ts 2014.

Taylor, Ch.: Quellen des Selbst. Die Entste-
hung der neuzeitlichen Identität,
Frankfurt/M. 1996.

Weißeno, G.: Zum Stand empirischer poli-
tikdidaktischer Forschung. In: Juchler,
I. (Hrsg.): Unterrichtsleitbilder in der
politischen Bildung, Schwalbach/Ts.
2012, S. 115-126.

w

Als Folge der „evidenzbasierten“ Bildungsforschung werden diejenigen Wissens-
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als praktisches Know-how oder eine auf Erfahrung beruhende Menschenkenntnis.
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Der Beitrag untersucht die Zusammen-

hänge zwischen dem sozialen Hinter-

grund Jugendlicher und ihrer Bereitschaft

zur politischen Partizipation. Weiterhin

wird gefragt, welche Wirkung der Poli-

tikunterricht auf die Bereitschaft/Häu-

figkeit von Schüler_innen hat, sich an

Wahlen zu beteiligen bzw. sich politisch

oder zivilgesellschaftlich zu engagieren.

Die Untersuchung basiert auf einer Be-

fragung von 1153 Schüler_innen und 75

Politiklehrer_innen, die 2012 durchge-

führt wurde.

1. Einführung 

Ein zentrales Ziel der politischen Bil-

dung ist die Förderung einer Einstellung,

die der politischen Mündigkeit der Bür-

gerinnen dient. Im politischen Unterricht

soll den Schüler_innen die Fähigkeit ver-

mittelt werden, sich selbst in einer plu-

ralistischen und demokratischen Ge-

sellschaft zu verorten, die eigene Inter-

essenlage zu erkennen, eine eigene

Meinung zu entwickeln und diese in den

politischen Diskurs einzubringen. Dies

mündet im Idealfall in einem partizipa-

torischen Demokratieverständniss, nach

dem sich die Bürger_innen aktiv an po-

litischen Prozessen beteiligen. Dabei

sollte die politische Bildung bei Kon-

zepten, die eine Steigerung des zivilge-

sellschaftlichen Engagements und der

politischen Partizipation zum Ziel ha-

ben, nicht den Eindruck erwecken, eine

politische Beteiligung müsse in einer

konfliktfreien Sphäre stattfinden (Haus

2010). Das Austragen politischer Kon-

flikte und Verhandlungen zwischen un-

terschiedlichen Akteuren mit verschie-

denen Interessen über einen Konsens

sind vielmehr Bestandteil einer pluralis -

tischen Demokratie.  

Als Motivation für ein bürgerschaft-

liches politisches Engagement kommen

sowohl individuelle und kollektive In-

teressenlagen als auch Gemeinwohlori-

entierung infrage. Eine empirische Stu-

die aus Sachsen-Anhalt zeigt auf, dass

Schüler_innen zwischen 14 und 18 Jah-

ren Interessengegensätze überwiegend

als nicht legitim ansehen. Fast 75% der

Befragten stimmen der Aussage zu, „die

Interessen des ganzen Volkes sollten im-

mer über den Interessen der Einzelnen

stehen“ (Pfaff 2003, S. 196f). Zu dieser

Sichtweise passt auch die Einschätzung

einer Mehrheit, welche Funktionen po-

litische Institutionen erfüllen sollten: 2/3

der Befragten Jugendlichen sind der Auf-

fassung, dass die Opposition die Regie-

rung nicht kritisieren, sondern vielmehr

unterstützen sollte. Eine Mehrheit von

knapp 60% ist zudem der Ansicht, dass

die Regierung von Experten und mora-

lischen Führern geleitet werden sollte,

nur 40% sehen diese Aufgabe bei ge-

wählten Abgeordneten besser aufgeho-

ben ist (ebd., S. 197).

Grundlagen des politischen Handelns

und damit der Bereitschaft zu einem zi-

vilgesellschaftlichen oder politischen

Engagement werden im Jugendalter ge-

legt. Das gilt auch für die Haltung ge-

genüber politischen Institutionen sowie

die Einschätzung ihrer Bedeutung und

Funktionen. In dieser Lebensphase ent-

steht das politische Bewusstsein auf dem

die Handlungsmuster beruhen (vgl. Rein-

ders 2001). 

Wie ist es heute um die Bereitschaft

Jugendlicher, sich politisch zu beteili-

gen, bestellt? In einer sozial und kultu-

rell vielschichtigen Gesellschaft stellen

sich zudem Fragen danach, welche Fak-
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gliedern und Einfluss verloren. Diese

Entwicklungen deuten darauf hin, dass

die traditionellen gesellschaftlichen und

politischen Mechanismen für die Ein-

bindung der Bürger_innen in das de-

mokratische gesellschaftlich-politische

System erheblich an Wirkungskraft ver-

loren haben. Die Sozialisationswirkun-

gen der gesellschaftlichen Organisatio-

nen, der Parteien, der Kirchen, der Ge-

werkschaften und der meisten anderen

Verbände schwächen sich ab. Dadurch

könnten die Bedeutung und die Verant-

wortung der politischen Bildung noch

zunehmen. 

2. Empirische Analyse

Die Daten für die folgende Analyse

wurden Rahmen des Projektes „Poli-

tikunterricht im Fokus. Politische Bil-

dung und Partizipation von Jugendli-

chen“ erhoben (Lange/Onken/Korn

2013). Das Projekt ist in Zusammen-

arbeit des Instituts für Politische Wis-

senschaft der Leibniz Universität Han-

nover mit der Friedrich Ebert Stiftung

durchgeführt worden. Die Erhebung

wurde zwischen Mai und Juli 2012

durchgeführt. Es wurden 1153 Schü -

ler_innen im Alter zwischen 15 und 25

Jahren befragt.

2.1 Sozialer Hintergrund und
Partizipationsbereitschaft

Welche Faktoren wirken auf die Be-

reitschaft Jugendlicher ein, politisch zu

partizipieren? Für die Untersuchung

dieser Frage wurde ein Index zur Par-

tizipationsbereitschaft entwickelt, in

den verschiedene Komponenten ein-

fließen. Dazu gehören das allgemeine

politische Interesse, die Bedeutung, die

einer Teilnahme an Wahlen zugespro-

chen wird, und die Wertschätzung, die

die Jugendlichen einem politischen

bzw. zivilgesellschaftlichen Engage-

ment beimessen. Ein zivilgesellschaft-

liches oder soziales Engagement ent-

spricht natürlich nicht einem originär

politischen Engagement. Jugendliche,

wie auch Erwachsene, die in zivilge-

sellschaftlichen Organisationen aktiv

sind, weisen auch ein überdurch-

schnittliches Interesse an Politik und

toren die Partizipationsbereitschaft be-

einflussen und welche Rolle die politi-

sche Bildung dabei spielt. Die Shell-Ju-

gendstudien zeigen auf, dass das politi-

sche Interesse unter Jugendlichen

langfristig zurückgeht. Seit 1991 (57%)

ging der Anteil der Jugendlichen im Al-

ter zwischen 15 und 24 Jahren, die ein

politisches Interesse bekundeten, zurück

auf 40% in 2010 (vgl. Schneekloth

2010). Ein hohes politisches Interesse

an politischen Fragen führt zu einer

höheren Bereitschaft zu einer politischen

Partizipation aber auch zu einem er-

höhten zivilgesellschaftlichen Engage-

ment (vgl. Kunz/Gabriel 1999). Bei der

Frage, welche Faktoren das Interesse an

politischen Vorgängen und in der Folge

die politische Partizipationsbereitschaft

beeinflussen, zeigt sich der stärkste Zu-

sammenhang bei dem formalen Bil-

dungsgrad. Ein hoher formaler Bil-

dungsgrad hat eine höhere Partizipati-

onsbereitschaft zur Folge (vgl. Lange/

Onken/Slopinski 2013). Durch den Zu-

sammenhang zwischen sozialer Her-

kunft und Bildungskarriere könnte sich

bei sozial benachteiligten Schüler_in-

nen eine „Partizipationslücke“ ent-

wickeln. Eine solche Lücke lässt sich

bereits im langfristigen Vergleich auf-

zeigen. Die zentrale Frage ist an dieser

Stelle, wie groß sie ist und vor allem:

ob sie sich weiterhin vergrößert.  

In der Bundesrepublik waren bis in

die 1980er Jahre gesellschaftliche Groß-

gruppen über tradierte Handlungsmus -

ter in hohem Maße in das politische Sys -

tem eingebunden. Diese Handlungsmus -

ter entwickelten sich im We sent lichen

aus dem sozialen Hintergrund der Bür-

ger_innen. Die politische Partizipation

– das gilt für die Wahlbeteiligung und

das persönliche Engagement – war we-

niger stark vom sozioökonomischen Sta-

tus und dem Bildungsgrad abhängig.

Insbesondere die Wahlbeteiligung war

insgesamt deutlich höher. Sie lag bei den

Bundestagswahlen zwischen 1972 und

1983 stets über 89% und ist seitdem

deutlich rückläufig, wenn auch mit ei-

nigen Schwankungen. Bei der Bundes-

tagswahl 2009 gab es mit einer Beteili-

gung von 70,8% einen neuen Tiefstand.

Nicht nur die Parteien haben an Bin-

dungs- und Mobilisierungspotenz ein-

gebüßt, auch die Kirchen und die Ge-

werkschaften haben erheblich an Mit-

eine höhere politische Beteiligungsbe-

reitschaft auf (vgl. Kunz/Gabriel 1999).

Eine differenziertere Erfragung nach

zivilgesellschaftlichem und politischem

Engagement war im Rahmen der Er-

hebung nicht realisierbar (Näheres hier-

zu in Lange/Onken/Korn 2013). Auf

Grundlage der Indizierung wurden drei

Gruppen gebildet, die sich im Hinblick

auf ihre Partizipationsbereitschaft un-

terscheiden. Wir untersuchen anhand

dieser Differenzierung zunächst, wie

sich die Bildungsabsichten der

Schüler_innen auswirken. Dabei zei-

gen sich deutliche Unterschiede zwi-

schen Jugendlichen, die ein Studium

anstreben und solchen, eine Berufs-

ausbildung zum Ziel haben. 

Tabelle 1: Bildungsziel und 
Partizipationsbereitschaft

Quelle: Eigene Erhebung

38% der Schüler_innen, die beabsichti-

gen nach der Schule ein Studium auf-

zunehmen, weisen eine hohe Partizipa-

tionsbereitschaft auf. Unter denjenigen,

die eine Berufsausbildung anstreben sind

es dagegen nur 17%. Umgekehrt ver-

hält es sich bei einer geringen Bereit-

schaft zur Partizipation. Hier ist das Ver-

hältnis sogar noch deutlicher: Nur 8%

der Schüler_innen, die ein Studium pla-

nen, zeigen eine geringe Partizipations-

bereitschaft; bei Jugendlichen ohne Stu-

dienabsicht sind es dagegen 39%. Bei

der Bewertung dieser Zusammenhänge

sollte beachtet werden, welche Fakto-

ren die Wahl des Bildungsganges be-

einflussen. Dabei zeigen die erhobenen

Daten, dass der berufliche Hintergrund

und die Einkommenssituation des El-

ternhauses von zentraler Bedeutung sind.

Jugendliche aus Haushalten denen ein

Einkommen von 3.000 Euro und mehr

zur Verfügung steht, beabsichtigen zu

69% ein Studium aufzunehmen. Unter

denjenigen, deren Elternhaus über 1000

Studien-
absicht

Keine 
Studienabsicht

Partizipations-

bereitschaft hoch
38% 17%

Partizipations-

bereitschaft mittel
54% 44%

Partizipations-

bereitschaft gering
8% 39%

N = 975 526 449
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bis 2000 Euro verfügt, sind es nur 44%.

Schüler_innen, die angeben, aus einem

Arbeiterhaushalt zu stammen, planen

nur zu 38% ein Studium. Bei einer nach

Berufsgruppen differenzierten Betrach-

tung des Elternhauses ist die Studienab-

sicht bei dem Nachwuchs aus Beam-

tenhaushalten am höchsten (75%), bei

Angestellten 66% und bei Selbständi-

gen 57%.   

Bei der Einschätzung der Bedeutung

einer Teilnahme an Wahlen wird der

Zusammenhang zur Bildungsabsicht

noch deutlicher als bei dem Partizipa-

tionsindex. Nur 4% der Schüler_innen,

die beabsichtigen ein Studium aufzu-

nehmen, halten eine Beteiligung an

Wahlen für unwichtig.  Unter den Be-

fragten, die kein Studium anstreben,

sind es dagegen 34%. 

Tabelle 2: Einschätzung der Bedeutung
einer Teilnahme an Wahlen

Quelle: Eigene Erhebung

Das Bildungsziel wirkt sich also erheb-

lich darauf aus, ob eine Beteiligung an

Wahlen für wichtig befunden wird oder

nicht. Der Bildungsgang beeinflusst

auch, ob Schüler_innen sich tatsächlich

an Wahlen beteiligen. Befragte, die schon

einmal zu einer Wahl aufgerufen waren

beteiligten sich deutlich häufiger, wenn

sie ein Studium anstreben (89%) als sol-

che, die eine Berufsausbildung zum Ziel

haben (56%). 

Da zum Zeitpunkt der Erhebung vie-

le Befragte noch bei keiner Wahl ab-

stimmungsberechtigt waren, ist die An-

zahl der ausgewerteten Fälle bei der

tatsächlichen Wahlbeteiligung zwar ge-

ringer als bei der Frage, wie die Bedeu-

tung von Wahlen eingeschätzt wird. Der

Zusammenhang weist eindeutig in die

gleiche Richtung: Die Bildungsabsicht

bzw. der besuchte Bildungsgang hat ei-

nen gewichtigen Einfluss auf die Frage,

ob eine Wahlbeteiligung stattfindet oder

nicht.

2.2 Informationsverhalten und
Politikunterricht

Erkennbare gruppenspezifische Unter-

schiede zeigen sich auch beim Infor-

mationsverhalten. Betrachtet man wie

sich die Schüler_innen insgesamt über

Politik informieren, zeigt sich, dass tra-

ditionelle Medien noch immer eine be-

deutende Rolle spielen. Das Fernsehen

wird mit 80% mit Abstand am häufig-

sten genannt, Tageszeitungen sind im-

merhin noch für 47% der Befragten ei-

ne wichtige Quelle für politische In-

formationen. Wobei sich hier deutliche

Unterschiede zwischen den drei Grup-

pen zeigen. Nur 28% der Jugendlichen,

die eine geringe Partizipationsbereit-

schaft aufweisen gaben Tageszeitungen

als wichtige Quelle für politische In-

formationen an, unter denjenigen mit

einer hohen Bereitschaft waren es da-

gegen 59%. Der Politikunterricht wird

von 51% der Befragten als wichtige

Quelle genannt. Am häufigsten von der

Gruppe mit einer mittleren Partizipati-

onsbereitschaft (59%). Hervorgehoben

werden kann auch die Abweichung zwi-

schen den beiden Randgruppen.

Schüler_innen, die eine hohe Partizi-

pationsbereitschaft aufweisen, infor-

mieren sich offenbar deutlich häufiger

außerhalb des Schulunterrichts (nur

39% nannten den Politikunterricht als

wichtige Quelle). Unter denjenigen, mit

einer geringen Partizipationsbereit-

schaft, die Gruppe, die insgesamt am

wenigsten Quellen angab, waren es da-

gegen immerhin 48%.

Die Bedeutung des Internets scheint

im Verhältnis zu den klassischen Medi-

en überschätzt zu werden. Nur 42% von

allen Befragten gaben an, es als wichti-

ge Quelle für politische Informationen

zu nutzen. Unter Jugendlichen mit höhe-

rer Partizipationsbereitschaft steigt die

Bedeutung von Internetseiten aber deut-

lich an. Immerhin 53% der Schüler_in-

nen mit einer hohen Partizipationsbe-

reitschaft nutzen das Internet häufig als

Quelle für politische Informationen. Von

denjenigen die eine geringe Partizipati-

onsbereitschaft aufweisen gaben dies nur

27% an. Politisch Interessierte und Par-

tizipationsbereite nutzen offenbar häu-

figer Medien, die eine eigene Initiative

voraussetzen. Durch dieses Verhalten

kann ein sich selbst verstärkender Effekt

eintreten. Die Auseinandersetzung mit

politischen Prozessen kann die Motiva-

tion einer weiteren Beschäftigung mit

politischen Fragen auslösen und weiter-

führende Lernprozesse zur Folge haben,

wodurch auch die Partizipationsbereit-

schaft gesteigert werden kann. 

Gespräche mit politischen Inhalten

innerhalb der Familie und mit Freunden

werden von Jugendlichen mit einer ho-

hen politischen Beteiligungsbereitschaft

deutlich häufiger geführt als von den an-

deren Gruppen. Ein politisch reges pri-

vates Umfeld wirkt sich also offenbar

stimulierend auf das politische Verhal-

ten Jugendlicher aus. Das spricht dafür,

Studien-
absicht

Keine 
Studienabsicht

wichtig 96% 66%

nicht wichtig 4% 34%

N = 1008 543 465

Medium Ges-Erg. Geringe Partizipations -
bereitschaft

Mittlere Partizipations-
bereitschaft

Starke Partizipations-
bereitschaft

Fernsehen 80% 67% 84% 82%

Schulunterricht 51% 48% 59% 39%

Tageszeitungen 47% 28% 48% 59%

Internetseiten 42% 27% 41% 53%

Gespräche in der 

Familie
27% 15% 27% 37%

Gespräche mit

Freunden
17% 7% 16% 25%

Internet-Blogs 8% 6% 6% 12%

Kein Interesse an 

Politik
3% 14% 0% 0%

N  = 1008 194 523 291

Tabelle 3: Partizipationsbereitschaft und wichtige Quellen für politische Informationen

Quelle: Eigene Erhebung, Mehrfachnennungen waren möglich
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dass Schüler_innen, die kein solches

Umfeld haben und überproportional häu-

fig einen sozial nicht privilegierten Hin-

tergrund haben, besonders auf politi-

schen Unterricht angewiesen sind. 

Aus der folgenden Tabelle geht her-

vor, dass ein größerer zeitlicher Umfang

an Politikunterricht mit einer höheren

Partizipationsbereitschaft einhergeht.

Schüler_innen die in den Genuss von

mehr als zwei Stunden Politikunterricht

in der Woche kommen weisen zu 41%

eine hohe Partizipationsbereitschaft auf,

diejenigen, die zwei Stunden und weni-

ger in dem Fach unterrichtet werden da-

gegen nur zu 23%.

Tabelle 4: Umfang des Politikunterrichts,
Partizipationsbereitschaft und
Einschätzung der Bedeutung
einer Teilnahme an Wahlen

Quelle: Eigene Erhebung, Unterrichts-
stunden pro Woche

Bei der Bewertung der Zahlen muss

berücksichtigt werden, dass Jugendli-

che, die einen höheren Umfang an Un-

terricht haben, oftmals ohnehin politisch

interessiert sind und auf entsprechende

Wahlmöglichkeiten, insbesondere an

gymnasialen Oberstufen zurückgreifen.

Die Daten legen jedoch nahe, dass ein

zusätzliches Angebot an Politikunter-

richt für Schüler_innen, die nur zwei

Stunden oder weniger unterrichtet wer-

den, die Bereitschaft für eine politische

Beteiligung steigern könnte.

3. Fazit

Die politische Partizipationsbereitschaft

Jugendlicher hängt von zahlreichen Fak-

toren ab. Der Bildungshintergrund ist

dabei von zentraler Bedeutung. Bei dem

Verweis auf den Zusammenhang zwi-

schen den Bildungsabsichten junger

Menschen und ihrer Bereitschaft zu ei-

ner politischen Beteiligung sollte die

Wirkung sozialer Faktoren auf die Wahl

des Bildungsganges berücksichtigt wer-

den. Die Wechselwirkung innerhalb des

gesamten sozialen Kontextes muss bei

einer Bewertung der Bereitschaft Ju-

gendlicher sich an politischen Prozes-

sen zu beteiligen berücksichtigt wer-

den. Ein höherer Bildungshintergrund

und ein höheres Einkommen des El-

ternhauses wirken sich positiv auf das

Partizipationsverhalten aus. Das gilt für

ein Engagement und die Wahlbeteili-

gung. 

Auch die Ergebnisse der angespro-

chenen Studie aus Sachsen-Anhalt wei-

sen darauf hin, dass verschiedene Grup-

pen von Jugendlichen eine unter-

schiedliche Politikdistanz aufweisen.

Bedeutende Faktoren der politischen

Sozialisation sind der politischen Bil-

dung vorgelagert, insbesondere in fa-

miliären Kommunikationsbedingungen.

Die in diesem Beitrag vorgelegten Er-

gebnisse weisen darauf hin, dass diese

Kommunikationsbedingungen häufig

von den sozialen und ökonomischen

Ressourcen eines Elternhauses abhän-

gen. Eine gruppenspezifische Betrach-

tung legt nahe, dass der Politikunter-

richt insbesondere für Schüler_innen,

die nur eine geringe Partizipationsbe-

reitschaft zeigen, Impulse geben kann,

dies zu ändern.
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Fachbeitrag

2 Stunden

oder weniger

Mehr als 

2 Stunden

Hohe Partizipations-

bereitschaft
23% 41%

Mittlere Partizipa -

tionsbereitschaft 
51% 52%

Geringe Partizipa -

tionsbereitschaft
5% 6%

N = 975 669 345

Teilnahme an 

Wahlen wichtig
76% 96%

Teilnahme an 

Wahlen nicht wichtig
24% 4%

w
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Einleitung

Zusätzlich zu den Kenntnissen über po-
litische Entscheidungsabläufe und dem
Wissen über gesellschaftspolitische Zu-
sammenhänge bedarf es Mut, Ent-
schlossenheit und Durchhaltevermögen,
um sich an langwierigen politischen Wil-
lensbildungsprozessen zu beteiligen. Da-
bei ist das „Sich-klar-Werden“ über die
eigene Haltung zu einem Sachverhalt
und die Fähigkeit, diese Haltung ggf. an-
hand anderer Impulse kritisch zu über-
denken und zu aktualisieren, eine Grund-

voraussetzung für die Teilnahme an de-
mokratischen Entscheidungsprozessen.

Im Modellprojekt „Demokratie Stär-
ken“, das in der Internationalen Bil-
dungsstätte Jugendhof Scheersberg
durchgeführt wird, wird das Finden ei-
ner eigenen Position bzw. einer persön-
lichen Einstellung innerhalb eines poli-
tischen Prozesses als Kern des Bil-
dungskonzepts gesehen.

Die persönliche Einstellung kann
letztlich nicht vermittelt werden. Sie ent-
wickelt sich in der individuellen und ge-
meinsamen Auseinandersetzung mit ei-
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Position beziehen! 
Einstellungsförderung durch „politisch-
künstlerische“ Projekte

von Karsten Biermann und Ann-Christin Jessen

– Internationale Bildungsstätte Jugendhof Scheersberg –
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Karsten Biermann ist Direktor der Inter-
nationalen Bildungsstätte Jugendhof
Scheersberg. Als Projektleiter in der 
Politischen Bildung entwickelte er den
Ansatz der Verknüpfung von politischer
und kultureller Bildung für den Bereich
der Extremismus-Prävention. 

Ann-Christin Jessen erhielt ihren Master
of Education an der Universität Flens-
burg. Sie schrieb ihre Abschlussthesis
zum Thema „Chancen und Risiken von
ästhetischen/gestalterischen Prozessen in
der Geschichtsvermittlung“ und griff
hierbei Praxiserfahrungen aus ihrer 
Anstellung als Projektassistentin im 
Bildungspolitischen Bereich in der Inter-
nationalen Bildungsstätte Jugendhof
Scheersberg auf.
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ner jeweiligen politischen Sachfrage.
Um dieser Auseinandersetzung einen
produktiven Raum zu bieten, verknüp-
fen wir Elemente der kulturellen Bildung
mit den Inhalten der politischen Bildung
zu einem Bildungssetting, in dem junge
Menschen gute Voraussetzungen finden,
um persönliche Einstellungen zu ent-
wickeln.

Dabei setzt die Ausgangsaufgabe, ei-
nen eigenen Standpunkt künstlerisch
greifbar zu präsentieren, einen wirksa-
men Impuls, um sich mit politischen The-
men genauer auseinanderzusetzen. So
können die Teilnehmenden eine ästhe-
tische Aussage glaubhaft entwickeln und
später vertreten. Nach der Festlegung
des Themenrahmens gilt das didaktische
Prinzip der Offenheit. 

Die pädagogische Konsequenz ist ein
gewisser Kontrollverlust. Es kann nicht
klar antizipiert werden, welche Infor-
mationen die Teilnehmenden tatsächlich
aufnehmen oder wie diese gedeutet wer-
den. Die Teilnehmenden stehen in der
Verantwortung, sich selbst über das
„Richtig“ und „Falsch“ klar zu werden.
Um dieser offenen Bildungssituation
Struktur zu geben und Orientierung zu
bieten, wird der Prozess regelmäßig ge-
meinsam reflektiert. Die Reflexionsphase
dient auch dazu, möglicher Weise ver-
absolutierte Wahrheiten und Standpunkte
zu hinterfragen. Der Austausch dieser
Standpunkte, die Kritik an der eigenen
Arbeit sowie die damit verbundene Über-
prüfung der eigenen Zwischenergebnis-
se sorgen für einen in sich stimmigen
Bildungsprozesses.

Der Weg der ästhetischen Auseinan-
dersetzung mit politischen Inhalten bie-
tet den Teilnehmenden dabei die Chan-
ce einen Standpunkt für sich zu finden,
und zwar abseits und komplementär zu
einer strikt rational-wissenschaftlich kor-
rekten Herangehensweise.

Stationen innerhalb des ästhe-
tisch-gestalterischen Prozesses

Als Beispiel für die Stationen innerhalb
des ästhetisch-gestalterischen Prozesses
stellen wir hier „Kunst Extrem“ vor, ein
Kooperationsprojekt zwischen der IBJ
Scheersberg und einer Schule. Es star-
tete in der zweiten Jahreshälfte 2011,
dauerte etwas mehr als ein halbes Jahr

und schloss mit der Ausstellung „Gewalt
der Kritik“ ab, die am 02.03.2012 in den
Räumen der Schule stattfand. Die Se-
minarteilnehmenden waren SchülerIn-
nen eines 12. Jahrgangs, die sich auf fünf
dreitägigen Veranstaltungen mit dem
Scheersberg-Team, im Kunst-, Musik-,
Geschichts- und Politikunterricht sowie
während einer Berlinreise mit dem The-
ma „Extremismus“ beschäftigten. 

Themenkontext und 
Überblicksdarstellung

Zu Beginn des gestalterischen/ästheti-
schen Prozesses steht ein Impuls oder
eine Intention, aus denen sich ein Obert-
hema ergibt. Dieses wird so gewählt
und den SchülerInnen vorgestellt, dass
es Berührungspunkte zur eigenen Le-
benswelt und damit einen Anreiz zur
Auseinandersetzung bietet. (vgl. Kutz
2005, S.11) Durch eine Einführung in
das übergeordnete Thema erhalten die
Teilnehmenden einen ersten Überblick.
Ist dann das Interesse geweckt, stellen
die TeilnehmerInnen selbst Fragen zu
dem jeweiligen Themenkomplex. An-
hand dieser Fragen ergibt sich für je-
den Lernenden ein Unterthema, mit dem
er oder sie sich auseinandersetzt. Nach-
dem die Rahmenbedingungen wie un-
ter anderem der Faktor Zeit, die Ler-
nerwartungen und die schulische Be-
wertung geklärt worden sind, startet das
eigentliche Projekt. (vgl. Gautschi 2005,
S. 110-111)

„Kunst Extrem“ richtete den histori-
schen Themenschwerpunkt primär auf
die gesellschaftlichen Umwälzungen der
68er Jahre sowie die Vor- und Folge-
wirkungen dieser Zeit. Die SchülerIn-
nen erhielten die Möglichkeit, unter-
schiedliche Interessenströmungen in-
nerhalb der damaligen Gesellschaft
nachzuvollziehen und das breite politi-
sche Handlungsspektrum zu erörtern.
Die Gründe für die Radikalisierung ei-
ner politischen Bewegung, ihr Erschei-
nungsbild sowie ihre Auswirkungen, aber
auch das Prüfen von Alternativen stan-
den im Blickfeld des politischen Ler-
nens. Hierbei galt es auch, Begrifflich-
keiten wie „Extremismus“ und „Terro-
rismus“ zu entschlüsseln.

Während der ersten Seminareinhei-
ten in der IBJ Scheersberg und in der
Schule stand der inhaltliche Einstieg in
den Themenkomplex und eine erste Ori-
entierung im Vordergrund. Da das Se-
minar fächerübergreifend konzipiert war,
erhielten die Teilnehmenden daneben
auch eine Einführung in verschiedene
künstlerische Gestaltungstechniken. Wei-
ter wurde der Themenbereich Kunst im
Seminar anhand von politischen und ge-
sellschaftskritischen Kunstwerken auf-
gegriffen. Im Fokus lag dabei das prak-
tische und kreative Ausprobieren.

Fragestellung und Recherche

Nach der Einführung wird ein Aspekt
aus dem Oberthema ausgewählt, indem
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eine Fragestellung formuliert wird. Die
Teilnehmenden gehen hierbei nach per-
sönlichem Interesse und treten dann in
die Phase der intensiveren Beschäfti-
gung mit dem selbstgewählten Schwer-
punkt ein. Während dieser Phase üben
die Lernenden den eigenständigen Um-
gang mit politischen Themen, indem sie
sie wahrnehmen, sich mit ihnen ausein-
andersetzen und eine vorläufige eigene
Meinung bilden.

Im Projekt „Kunst Extrem“ hatten die
SchülerInnen während einer Reise nach
Berlin die Möglichkeit, vor allem ver-
schiedene Formen der Darstellung des
Politischen in der Kunst zu recherchie-
ren, um einzelne Aspekte in ihr eigenes
Werk mit einfließen zu lassen. Primär
ging es aber in dieser Phase wie oben
beschrieben darum, die SchülerInnen in
dem recht weit gefassten Oberthema ei-
nen eigenen Interessenschwerpunkt fin-
den zu lassen. 

Gestalterisches Werkkonzept
und Umsetzung

Mit Hilfe der Rechercheergebnisse wird
in der dritten Phase ein Werkkonzept er-
arbeitet, aus dem am Ende des Prozes-
ses ein ästhetisch gestaltetes Objekt her-
vorgeht, das die Auseinandersetzung mit
dem Themenkomplex darstellt. Ab -
schließend ist zwar nicht zwingend ei-
ne wissenschaftlich korrekte Darstellung
gefordert, dennoch benötigt das Werk
eine wissenschaftliche Vorrecherche und
eine Vermittlungsintention des „Schöp-
fers“. Hier gibt es viele Arten der künst-
lerischen Intentionen. Beispielsweise
können Kunstwerke aufklären, Ansich-
ten äußern, bilden, begeistern, Diskus-
sionen anregen, erleben lassen, Fragen
aufwerfen, irritieren, an Ereignisse er-
innern, Meinungen machen, provozie-
ren oder einfach unterhalten. Wichtig ist,
dass das Werkkonzept auf bewussten
und reflektierten Entscheidungen basiert,
die vorab formuliert und skizziert wer-
den. Das Konzept stellt quasi eine Art
Gliederung der eigenen Idee dar. Diese
Idee gilt es vor Beginn der gestalteri-
schen Umsetzung noch einmal vorzu-
stellen und mit Mitlernenden und einer
Lehrperson im Rahmen einer Feed -
backsituation zu diskutieren. Die an-
fängliche Gliederung muss nicht bis zum

Ende des Projektes bestehen, sondern
ist dazu da, die eigene Idee hinsichtlich
seiner Plausibilität zu prüfen (vgl. Herr-
mann 2005, S. 171).

Egal in welcher Form ein Konzept-
feedback stattfindet, es stellt eine we-
sentliche Station im beschriebenen Pro-
zess dar; hier werden sowohl die in-
haltliche als auch die gestalterische und
ästhetische Stimmigkeit aufgegriffen.
Neben der inhaltlichen Nachvollzieh-
barkeit ist die bewusste Wahl der ästhe-

tischen Gestaltungsmittel nicht zu un-
terschätzen, da diese ein wichtiger Teil
visueller Kommunikation sind und so-
mit ansprechend, sinnvoll und ver-
ständlich gewählt sein wollen.

Nachdem das Werkkonzept feststeht
und es auf Schlüssigkeit überprüft wur-
de, geht es an die gestalterische Um-
setzung. Die Werke dürfen verschie-
denste Formen annehmen und auf jede
erdenkliche Art und Weise präsentiert
und inszeniert werden. Die einzige Be-
dingung bleibt, dass der „Künstler“ an-
hand bewusster inhaltlicher, ästhetischer
und gestalterischer Entscheidungen
agiert.

Genau in diesen Schritten wurde auch
während „Kunst Extrem“ gearbeitet.
Die Umsetzung des Konzeptes erfolg-
te in verschiedenen Formen und Inten-
sitäten. Es gab unter anderem Malerei,
Installation, Photographie, Plastik, Film

und Klangcollage. Das inhaltliche Spek-
trum der Unterthemen und damit der In-
teressen war weit gestreut. 

Präsentation und Gespräch

Der Abschluss des ästhetisch-gestalte-
rischen Prozesses findet mit der Prä-
sentation der Werke in Form einer Aus-
stellung statt. Die Werke ermöglichen
eine Darstellung und Begegnung von
politischen Statements. Elementarer Teil
der Präsentation sind Werkgespräche
zwischen den KünstlerInnen unterein-
ander als auch mit BesucherInnen der
Ausstellung.

Das gemeinsame Erstellen und
Durchdenken der Präsentation in Hin-
blick auf eine stimmige Vermittlung des
Oberthemas setzt Lernprozesse in Gang
(vgl. Sauer 2007, S. 319). Lernen ent-
steht in dieser Phase dadurch, dass in-
haltliche, methodische und gestalteri-
sche Fragen erörtert werden. Es geht um
Positionierung der einzelnen Werke zu-
einander und damit um eine schlüssige
inhaltliche Ordnung der verschiedenen
Unterthemen in Bezug zum Hauptthe-
ma. Diese Elemente sollen nicht allein
der Präsentation der Werke zu einer ei-
genen ästhetischen Wirkung verhelfen
(auch wenn ein stimmiges ästhetisches
Layout der Darstellung durchaus wün-
schenswert ist). Vielmehr unterstützen
gestalterische Stilmittel die Darstellung
der inhaltlichen Vermittlung. Auch Vi-
trinen, Absperrungen, Sockel oder Be-
leuchtung transportieren Informationen
bezüglich der Werke und sind damit Mit-
tel ästhetischer Kommunikation. Eben-
so ist die Anordnung der Ausstellungs-
objekte innerhalb der visuellen Kom-
munikation von Bedeutung (vgl.
Hürlimann 2006, S. 64-70).

Für die Kunst-Extrem-Teilnehmen-
den war es ein motivierendes Ziel die
eigenen Werke der Öffentlichkeit zu prä-
sentieren. Die Aussicht auf eine direk-
te Anerkennung für ihre Arbeit durch
kritische, fragende und lobende Rück-
meldungen, fördert die Lernbereitschaft
und das Engagement (vgl. Tetzlaff 2005,
S. 242). Durch ihre gelungene Ausstel-
lung „Gewalt der Kritik“ bewiesen die
jungen KünstlerInnen sich selbst und
den AusstellungsbesucherInnen ihre Ei-
genständigkeit und Gestaltungsfähig-
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keit. Sie stärkten ihr Selbstbewusstsein
und übten sich durch den öffentlichen
Diskurs in Kritik- und Reflexionsfähig-
keit. (Vgl. Haist 2005, S. 285-286) Durch
die persönlichen Schwerpunktsetzun-
gen, den forschenden Konzeptansätzen
und vielschichtigen Umsetzungen, wa-
ren in der Ausstellung Werke zu sehen,
die nicht einfach etwas abbildeten, son-
dern vielmehr Emotionen und Perspek-
tiven transportierten, Fragen aufwarfen
und zu Gesprächen anregten. Die Aus-
stellung wurde von den SchülerInnen
selbst konzipiert, gestaltet, beworben
und betreut. Es gelang, eine breite Öf-
fentlichkeit für die Ausstellung zu ge-
winnen.

Schlussbemerkung

„Kunst Extrem“ war geprägt von einer
enormen Gruppendynamik innerhalb der
SchülerInnengruppe. Die Motivation,
sich mit Geschichte, Politik, Musik und
Kunst bezüglich des vorgegebenen The-
menkomplexes auseinanderzusetzen, war
sehr hoch. Die SchülerInnen hatten sich
freiwillig für das Projekt entschieden,
obwohl ihnen bewusst war, dass dies
auch einen Teil ihrer Freizeit in Anspruch
nehmen würde. Die intensive Beschäf-

tigung mit „Kunst Extrem“ wur-
de von den meisten der teilneh-
menden Jugendlichen als großer
persönlicher Entwicklungs-
schritt ermpfunden; auch der
Lernzuwachs innerhalb der ver-
schiedenen aufgegriffenen Lern-
bereiche war beachtlich.

Neben dem hier beschriebe-
nen Projekt „Kunst Extrem“
führten wir nach diesem Muster
ähnliche Projekte durch. Für den
Themenkomplex „DDR: Leben
im Überwachungsstaat“ war die
Gestaltung auf das Medium Bild
beschränkt, die Dauer des Pro-
jekts war mit insgesamt fünf Ta-
gen wesentlich kürzer. Den The-
menkomplex „Orientierung in
der Modernen Welt“ behandel-
ten wir mittels versteckten Thea-
ters im öffentlichen Raum. Bei
allen Projekten, bei denen wir
kulturelle und politische Bil-
dung miteinander verknüpfen
konnten, entstand eine enorme

Gruppendynamik, die sich sehr positiv
auf die Motivation der Teil-
nehmenden sowie auf die Qua-
lität der Ergebnisse auswirkte.
Scheinbar nebenbei eigneten
sich die Teilnehmenden inhalt-
liche Maßstäbe an, mit denen
sie Zusammenhänge kritisch
einschätzen können. Am Ende
des Prozesses standen eine ver-
tiefte Fähigkeit und erhöhte Be-
reitschaft, Position zu beziehen. 
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Die letzte Ausgabe der POLIS
(1/2014) hatte das Thema
„Political Correctness – Ist kor-
rekt auch immer gut?“. In seinem
Beitrag „Die Debatte um das
große ‚I‘“ fragte unser Autor
Daniel Haufler, ob das Binnen-I
als eine Art Stolperstein zum
Nachdenken anregen kann. Bernd
Jacobi hat nachgedacht und uns
die folgenden Überlegungen ge-
schickt.

Im Zuge jahrzehntelanger Bemü -
hun gen um mehr Gleichheit zwi-
schen den Geschlechtern sind auch
die Genus-Sprachen, die wie das
Deutsche männliche und weib liche
Nomina kennen, in den Fokus ei-
ner Diskriminierungs kri tik gera-
ten. Frauen seien ausgeschlossen,
so nicht nur die feministische
Kritik, wenn maskuline For men
verwendet werden, und dieser
Ausschluss mache sie unsichtbar.

Vor den Bemühungen um eine
gendergerechte Sprachreform
konn te sich allerdings auch eine
Frau als Bürger verstehen und war
damit legitimiert, den Bürgersteig
zu betreten und musste nicht auf
den Bürger- und Bürgerinnensteig
ausweichen. Sprachlich muss sich
nur diskriminiert fühlen, wer sich
dieser Inklusion verweigert; wer
sich also weigert, zwischen Genus
– also dem grammatischen Ge -
schlecht – und Sexus – dem
biologi schen Geschlecht – zu un -
ter  scheiden bzw. wer annimmt, mit
dem Genus sei untrennbar der
Sexus verbunden. Dieser Nexus ist
sel ten gegeben und besteht nicht
einmal zwingend bei Personen be -
zeich nungen: Am weiblichen
Sexus des Mädchens wird nie-
mand zweifeln; dennoch ist es ge-
nerisch, wie alle Diminutiva (also
auch das Männchen) neutral – und
auch das Weib ist nur sprachlich
ein Neutrum.

Das in die Kritik geratene ge-
nerische Maskulinum, also die ver-
allgemeinernde Verwendung der
mas kulinen Form für weibliche
und männliche Personen, ist zu -
nächst sprachökonomisch sinnvoll:
So gibt es beispielsweise Proble -
me, die Schüler unabhängig vom
Geschlecht kraft ihres Schüler -
daseins betreffen oder die Schüler
von anderen Gruppen (beispiels-

weise Studenten) unterscheiden;
muss ich wirklich immer sagen:
…die Schülerinnen und Schüler
kraft ihres Schülerinnen- und
Schülerdaseins betreffen?  Eine
Differenzierung ist erst dann nötig,
wenn von Dingen die Rede ist, die
speziell Schülerinnen betreffen.
Und selbst hier kann es zu
Problemen kommen: Will ich bei-
spielsweise auf den größeren
Schulerfolg von Mädchen verwei-
sen, verbietet sich die naheliegen-
de Formulierung, sie seien die bes-
seren Schülerinnen (eine Tauto lo -
gie, sind doch alle Schülerinnen
Mädchen). Sie sind die besseren
Schü ler oder – wenn auch keine
ästhetisch überzeugende Formul ie -
rung – die besseren Schülerinnen
und Schüler.

Das generische Maskulinum
mag dem Gleichheitsideal wider-
sprechen und damit ungerecht
sein, aber ungerecht verhalten wir
uns auch umgekehrt. Andernfalls
müssten wir von Katzen und Ka -
tern sprechen und dürften nicht
mehr jedes samtpfotige Tier vor-
schnell als Katze titulieren; wir
müssten die Muttersprache beerdi-
gen und von Mutter- und Vater -
spra che reden (oder von Eltern -
sprache) – und auch das Vaterland
wäre tabu. Frauen könnten keine
Fuß ballmannschaft mehr bilden
und kein herrliches Wetter ge-
nießen. Wer die Gelassenheit nicht
aufbringt, dieses Ungleichgewicht
zu akzeptieren, der (oder die?) mö-
ge sich damit trösten, dass im
Plural alles weiblich wird, sogar
der Mann: Werden diese dadurch
etwa unsichtbar oder feminin?

Blendet also die Verwendung
des generischen Maskulinums
Frauen aus, wie vor allem von
Vertreterinnen des gendergerech-
ten Sprechens beklagt wird, und
macht diese damit unsichtbar?
Wohl nur, wenn Frauen sich nicht
angesprochen fühlen wollen. Kam
in der Vergangenheit die Rede auf
Minister und dachte dabei wohl je-
der eher an ein männliches
Exemplar, muss dies nicht am ge-
nerischen Maskulinum gelegen ha-
ben; es konnte auch dem realisti-
schen Blick auf die politische
Bühne geschuldet sein, auf der
Frauen kaum vertreten waren. Seit
wir eine Bundeskanzlerin haben,

ist ja auch das Kanzleramt in unse-
rer Vorstellung nicht mehr zwin-
gend männlich besetzt – selbst
dann nicht, wenn es nicht als
Kanz lerinnen- und Kanzleramt be-
zeichnet wird. Sind in der Gesell -
schaft Frauen erst einmal entspre-
chend vertreten, müssen generi-
sche Maskulina nicht zwangsläufig
mental zum biologisch männlichen
Geschlecht führen – und es bedarf
dann auch keiner sprachlichen
Reform mehr, Frauen sichtbar zu
machen. Generell sind Zweifel an-
gebracht, ob sprachliche Reformen
überhaupt die außersprachliche
Wirklichkeit verändern können.

Das Beharren auf dem In-
Suffix zur Kennzeichnung weibli-
cher Identität ist aber nicht nur aus
sprachökonomischen Gründen
proble matisch: Wenn ich in der
Grund form (jener also, die auch
das Lexikon anführt) nur das
männliche Exemplar erblicken
mag und folglich zur Kenn zeich -
nung des weiblichen das Suffix -in
„anhefte“ (so die deutsche Über-
setzung aus dem Lateinischen),
dann hieße das auch, die weibliche
Variante immer als „Anheftung“
der männlichen zu interpretieren
(für eine emanzipierte Frau kaum
akzeptabel) –  vielleicht auch als
„Erweiterung“: Letzteres mag
schmeicheln, bestätigte aber umso
mehr die grundlegend männliche
Form.

Das Splitting und die damit
ver bundene Aufblähung der Spra -
che hat längst zu anderen Lö sungs -
möglichkeiten geführt: Zum
Schräg  strich (Schüler/innen) haben
sich das große Binnen-I (Schü le -
rIn nen), der (mit falschem Angli -
zismus so bezeichnete) Gender-
Gap (Schüler_innen) bzw. das
Gender-Sternchen (Schü ler*innen)
gesellt. Nur sind diese Formen oh-
ne Verrenkungen gar nicht sprech-
bar und in Fällen mit Umlaut nicht
einmal schreibbar (wie das Bei -
spiel Bauernkrieg deutlich macht).
Sprache ist aber noch immer vor-
wiegend gesprochene Sprache und
ihre Funktionalität muss sich vor
allem am gesprochenen Wort er-
weisen.

Im geschlechtsneutralen Ersatz
der inkriminierten generischen
Mas kulina scheint der Stein der
Weisen zu liegen – zumindest da,

wo er möglich ist: So sprechen
heute die Universitäten ihre (ehe-
mals) Studenten nicht mehr um-
ständlich als Studentinnen und
Studenten an, sondern als „Stu die -
rende“. Ohne linguistischen Kol la -
te ralschaden ist aber auch diese
Lösung verbaut: „Studierend“ ist
ein Partizip Präsens, und ein sol-
ches gibt an, was gerade geschieht
oder getan wird. Studierend ist der
Student also nur, wenn er gerade
studiert, so wie singend nur der ist,
der gerade singt. Wie also ein Sän -
ger nicht permanent ein Singender
ist, so ist ein Student nicht perma-
nent ein Studierender; auch er
muss (sie natürlich auch) mal
schlafen, essen und sich anderwei-
tig beschäftigen, sofern er (oder
sie)  trotz Modularisierung und
Bachelor- oder Masterstress noch
Zeit findet.

Die Sprache hält noch weitere
Fallstricke für die bereit, die sie se-
xualisieren: Das Pronomen wäre
die nächste Baustelle. Einen Satz
mit dem Fragepronomen „wer“ zu
beginnen, erfordert, der traditionel-
len Grammatik folgend, ein wei-
terführendes „der“: Wer seinen
Lippenstift im Bad hat liegen las-
sen, der möge meinen nehmen.
Das Beispiel verdeutlicht, dass
trotz der männlichen Sprachform
unser Verständnis kaum in die
falsche Richtung gelenkt wird – je-
denfalls nicht, solange die Se man -
tik (oder allgemein der Kontext)
den Bezug auf eine Frau nahe legt
und zur gewünschten Vorstellung
führt – woraus folgt, dass diese
Sprachform Frauen auch nicht
zwangsläufig unsichtbar macht,
genauso wenig, wie umgekehrt ein
feminines Pronomen Männer igno-
riert, wie das letzte Beispiel veran-
schaulicht: Wenn Menschen ihre
Zähne putzen, muss man doch
nicht zwanghaft an Frauen denken.

Und längst ist die Debatte um
weitere Geschlechter entbrannt.
Wo hin führt gendergerechte Spra -
che, wenn Intersexuelle und Trans -
sexuelle auch Fairness einfordern
und sich mit der bipolaren Ein -
teilung der sprachlichen Welt nicht
länger abfinden wollen? Mit dem
noch verbleibenden Neutrum wür-
den sie sich vermutlich diskrimi-
niert fühlen.

Zur Diskussion
Sprache zwischen Sex und Gender: Anmerkungen 
zur Problematik einer gendergerechten Sprache 

von Bernd Jacobi

Bernd Jacobi ist Studiendirektor
a.D. und zur Zeit als Dozent an
der Friedrich-Alexander-Univer -
si tät Erlangen-Nürnberg im Fach -
bereich Didaktik der Sozialkunde
tätig.
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Über die bedrohliche Aktualität
des „Nürnberger-Trichters“

„Erste Stunde: Lobbykunde“ (Caterina
Lobenstein für die Wochenzeitung ‚Die
Zeit‘), „Schü ler unter Einfluss – Lobby -
isten im Klassenzimmer“ (Titel eines
Beitrags des ZDF-Polit magazins ‚Fron-
tal 21‘), „Ein fluss nahme auf Bildung:
Wie Firmen und Verbände Meinungen
steuern wollen“ (Süddeutsche Zeitung):
Der mediale Widerhall der letzten Mo-
nate zeigt, dass die ‚Bildungs arbeit‘ von
finanzkräftigen Inte ressenten und ihren
Ge schäfts partnern inzwischen auch jen-
seits der Lehrerzimmer und der Didak -
tik der Politischen Bildung als ein
bildungs poli ti sches Problem wahr -
genommen wird. 

Während Schulbücher in allen Bun-
desländern einem ministeriellen Zulas-
sungsverfahren unterliegen (und ihnen
bei nachträglich festgestellten Mängeln
die Zulas sung entzogen werden kann),
sind alle weiteren Unterrichts ma terialien
zulassungsfrei. Dass heu te häufig in ganz
anderer Form in Bildung investiert wird,
als es sich Eltern und Lehre rin nen und
Lehrer wünschen, liegt vor allem in die-
sem potentiellen Einfallstor für Lobby-
isten be grün det. Interessenten nehmen
viel Geld in die Hand, um die ihnen ge-
nehmen Deutungen der sozialen Realität
häppchenweise für die Unterrichtsfächer
mit gesellschaftlichem Bezug aufberei-
ten zu lassen. Durch Lobbyisten lancierte
Lehr- und Lernmaterialien decken in-
zwischen das gesamte thematische Spek-
trum des schulisch vermittelten gesell-
schaftlichen Lernens ab. Begleitet von
fragwürdigen ‚Bildungsstudien‘ der or-
thodoxen Wirtschaftsdidaktik (die eben-
falls von Interessenten in Auftrag gege-
ben wurden!) sind vom Sachunterricht
in der Grundschule bis in den Politik-
und Wirtschaftsunterricht der gymn-

asialen Oberstufe inzwischen alle curri-
cular relevanten Gegenstände einer ent-
sprechenden Bearbeitung unterzogen
worden. Neben einzelnen Arbeits blät -
tern und medialen Inhalten für das Whi-
teboard liegen für nahezu jede curricu-
lar definierte Unter richtseinheit ge-
schlossene Lehr- und Lernarrangements
aus einer Hand vor, deren informativer
Ge halt sich bei einer kritischen Prü fung
häufig als genauso eindi men sional er-
weist, wie die wirt schaftspolitischen In-
teressen des  jeweils Geld gebenden
Lobby is ten. Der Journalist Sebastian
Kretz apostrophiert diese Art von öko-
nomischer und politischer Pseudobil-
dung als „Gehirnwäsche“. 

Unter den aktuellen Bildungs be -
dingungen ist offensichtlich, wie ver-
heerend sich diese gezielte Investition
von Interessenten in die Meinungsbil-
dung der Wähle rinnen und Wähler von
morgen auswirken muss. Denn erstens
werden die Unterrichtsfächer mit ge-
sellschaftlichem Bezug viel zu häufig
fachfremd unterrichtet. Zweitens wird
innerhalb der durch die orthodoxe Wirt-
schaftsdidaktik verantworteten Fach-
lehrerInnenausbildung häufig grundsätz-
lich auf einen mehrdimensionalen Zu-
gang zu gesellschaftlichen Themen
verzichtet, so dass selbst vielen für das
gesellschaftliche Lernfeld ausgebilde-
ten Fachlehrerinnen und Fachlehrern ein
Problembewusstsein für Unterrichtsma-
terialien fehlt, in denen z.B. einseitig ei-
ner ‚freien‘ Marktwirtschaft das Wort
geredet wird. Drittens schließlich sind
die durch Lobbyisten lan cierten Unter-
richtsmaterialien sel ten so klar als
Interessen ten materialien gekennzeich-
net, wie das 2005 durch den Oldenbur-
ger Wirtschaftsdidaktiker Hans Ka minski
editierte Lehrwerk „oec. Ökonomie“, in
dem die privat wirtschaftlichen Sponso-
ren auf dem Buchrücken ausgewiesen
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werden und sich in einem „Ge leit wort
der Initiatoren“ freimütig zu ihren bil-
dungspolitischen Zie len bekennen. 

Im Gegenteil werden die hinter ent-
sprechenden ‚Bildungsma terialien‘ ste-
henden Interessenten häufig verschlei-
ert. So steht hinter „Jugend + Bildung“
– einem professionell betreuten „Portal
für politische, soziale und ökonomische
Bildung“ – eine gleichnamige Stiftung,
die auf dem Inter netportal wie folgt vor-
gestellt wird: „Die Stiftung verfolgt ge-
meinnützige Zwecke. Gemeinsam mit
ihren Partnern entwickelt sie kostenlo-
ses Unterrichtsmaterial und Arbeitsblätter
für die Schu le.“ Für Nutzer, die bei die-
ser prononcierten Großherzigkeit skep-
tisch werden, erweist es sich allerdings
bar entsprechender Angaben in der maß-
geblichen Rubrik („Über uns“) der In-
ternetpräsenz (www.jugend-und-bil-
dung.de) als aufwendig, in Erfahrung zu
bringen, welche Interessenten hinter die-
sem Angebot stecken. Finanziert wird
die Stiftung unter anderem durch den
Gesamt ver band der deutschen Versiche -
run gen. Entsprechend klärt sich auch
auf, warum „kostenlose Unter richts -
materialien zur Finanz bil dung“ aus der
Reihe „Hoch im Kurs“ auf dem Inter-
netauftritt so prominent platziert werden
und Lehrerinnen und Lehrer u. a. dazu
eingeladen werden, einen Kla ssen satz
„mit jeweils 30 Schüler ma gazinen und
einer Lehrer begleit broschüre“ zu be-
stellen. In den als Unterrichtsmaterial
getarnten Werbeheftchen der Finanz -
indus trie, die durch die scheinbar selbst-
los handelnde Stiftung in Kooperation
mit dem „Bun des verband Investment
und Asset Management e.V.“ heraus -
gege ben werden, werden Lernende un-
verblümt dazu aufgefordert, später in Fi-
nanzprodukte zu investieren. Die unter-
richtspraktische Aufbereitung von
The men wie der ‚Riester-Rente‘, die in
ent spre chenden Schüler- und Leh rer -
handreichungen geleistet wird, lässt zu-
mindest für die beteiligten Interessenten
aus der Finanz- und Versicherungsbran-
che eine klassische Win-Win-Situation
erwarten. Denn für die maßgeblichen
Unternehmen ist sicherlich keine be-
quemere Kundenakquise vor stellbar, als
durch einen Schulun ter richt, in dem ei-

nerseits die Mo ti vation zum privaten
Invest ment systematisch gefördert wird,
andererseits aber Themen wie ‚Provi-
sionen‘ oder ‚Risiken‘ ausgeblendet oder
stark vernachlässigt werden.

Als Verband, der sich der Politischen
Bildung verpflichtet sieht, setzt sich die
DVPB seit Jahren dafür ein, dass Un-
terricht mit gesellschaftlichem Bezug
der Grundidee dieser Disziplin entspre-
chen muss. Schülerinnen und Schüler
haben ein Recht darauf, dass sie im schu-
lisch vermittelten gesellschaftlichen Ler-
nen in ihrer Kompetenz zur sozial re-
flektierten gesellschaftlichen Selbst -
bestimmung gefördert werden. Auf
keinen Fall dürfen sie einem Unterricht
unterworfen wer den, der auf eine sozia-
le Fremd bestimmung ihres Ver hal tens
hinausläuft. Diese Oppo si tion gegenü-
ber der geballten wirt schaftlichen Macht
von Inter essenten, die schulische Allge -
mein bildung im Sinne ihrer egoistischen
Motive unterwandern, stellt im Weber-
schen Sinne ein Bohren dicker Bretter
dar. 

Die Idee eines „DVPB-Transparenz-
Kodex für Unterrichtsmaterialien“ er-
scheint vor diesem bedrohlichen Panora -
ma als ein vielversprechender Ansatz-
punkt, um das zu leisten, was ein
Fachverband für Politi sche Bildung in
der gegenwärti gen Situation leisten kann:
Ers tens wird die Gefahr einer Ver schlei -
erung der hinter ‚kostenlosen‘ Unter-
richtsmaterialien ste henden Interessen-
ten problematisiert. Zweitens wird von
der Poli tik gefordert, auf dieses Problem
zu reagieren, indem die Veröf fent lichung
von ‚kostenlosem‘ Unterrichtsmaterial
an die Vor aus setzung geknüpft wird, dass
‚Ross und Reiter‘ transparent ausge-
wiesen werden. Drittens soll der „Trans-
parenz-Kodex“ auch unabhängig von
den mit ihm verbundenen bildungspoli-
tischen Forderungen dazu beitra gen, dass
‚kostenlosem‘ Un ter richtsmaterial in der
Schulpraxis mit der gebotenen kritischen
Dis tanz begegnet wird. 

Wie schon im Rahmen der Diskussi-
on des ersten Entwurfs des „Transpa-
renz-Kodex“ auf der Sitzung des Er-
weiterten Bundes vorstandes im No-
vember 2013 deutlich wurde, geht es
dabei nicht darum, die Verbreitung von

entsprechendem Material zu un ter binden.
Reflektiert behandelt und um in Zu-
sammenhang mit weiteren Positionen
eingesetzt, können Unterrichtsmateria-
lien von Interessenten (ebenso wie z.B.
defizitäre Schulbücher) als eine Per-
spektive auf ein gesell schaftliches The-
ma ungemein bildungswirksam werden.
Der Trans parenz-Kodex ist als ein In-
strument anzusehen, mittels dem den bil-
dungspolitischen Ge fahren des Lobby-
ismus begegnet wird, ohne dessen Exis -
tenz zu leugnen oder zu verdecken. Denn
einerseits gehört Lobbyarbeit als Pro-
dukt der Organisation von In teressen
notwendigerweise zur De mokratie. An-
dererseits muss dem Problem begegnet
werden, dass sich gesellschaftliche Indi -
vi dualinteressen sehr unter schied lich or-
ganisieren lassen. Gerade das Angebot
an ‚kostenlosem‘ Unterrichtsmaterial
dokumen tiert, wie zentral dabei der Fak-
tor Geld ist. Die Grundregel, die hinter
einem als ‚kostenlos‘ offerierten Lehr-
und Lernarrangement ste henden Inter-
essenten transparent zu machen, er-
scheint nicht zuletzt als ein Gebot des
politi schen Anstands. 

Nachfolgend wird der von Prof. Dr.
Reinhold Hedtke vorgeschlagene und
auf der der Sitzung des Bundes vor -
standes der DVPB am 24. Februar 2014
beschlossene „DVPB-Transparenz-Ko-
dex für Unterrichtsmaterialien“ im Wort -
laut abgedruckt. Der Bundesvor stand
bemüht sich gegenwärtig, in Politik und
Öffentlichkeit für den Kodex zu werben.
Die Lan desverbände sind ebenso dazu
auf gerufen, sich für diese bil dungs -
politische Forderung stark zu machen.
Durch die Prägnanz der vier Forderun-
gen bietet es sich auch auf Ebene der
prakti schen Bildungsarbeit an, mit dem
Kodex zu arbeiten. Wenn bei spiels weise
Schülerinnen und Schüler Lehr- und
Lernarrange ments aus der Reihe „Hoch
im Kurs“ auf die dadurch evozierte
‚Handlungsfähigkeit‘ in Finanz angele -
genheiten untersuchen und anschließend
recherchieren, wer hinter dieser selekti-
ven Informa tionsgrundlage steckt, wird
bilanziert werden können: sie haben et-
was gelernt. 

Moritz Peter Haarmann
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Der „DVPB-Transparenz-Kodex für Unterrichtsmaterialien“
im Wortlaut 

(Beschlussfassung des DVPB-Bun-
desvorstands vom 24. Februar 2014)

Präambel

Die Produktion und Verbreitung von
meist kostenlos angebo te nen Unter-
richtsmaterialien durch Dritte wie Un-
ternehmen, Stif tun gen, Verbände, Ver-
eine, so zia le Bewegungen und Inte -
res sengruppen aller Art hat sich in den
letzten Jahren massiv ausgeweitet.
Schulen, Lehr kräf te und Lernende se-
hen sich nicht nur mit einer schier un -
über schau ba ren Vielzahl von An -
geboten kon frontiert. Viel mehr wächst
auch der Druck, den hinter die sen
Materialan ge boten stehen den orga-
nisierten Interessen durch Themen-
wahl, Material ein satz oder Einladung
Externer in die Schule und in den Un-
terricht nachzugeben. 

Einerseits spricht grund sätz lich
wenig dagegen, sich mit Lehr-Lern-
Materialien, die Drit te den Schulen
anbieten, im Un terricht kritisch
auseinan der z u set zen. Um eine di-
stanziert-re flektierte Grundhaltung
und ein Gespür für die allgegenwär-
tigen Einfluss- und Manipula tions -
versuche entwickeln zu kön nen, müs-
sen die Lernenden Kom pe tenzen er-
werben, diese am konkreten Ge -
gen stand auf zu decken, dahinter ste-
hende Stra tegien zu durchschauen und
sich dagegen zu schützen. Dies ge-
lingt nur durch den metho disch an-
geleiteten Umgang damit.

Anderseits sind die finan ziel len
und personellen Ressour cen, die
Machtpotenziale und die Zugang-
schancen zu Politik und Massenme-
dien sehr un gleich ver teilt. Dies zieht
auch eine struk turelle Asymmetrie
hin sicht lich der Einflussnahme ge-
sellschaftlicher Gruppen und Lob-
byorganisationen auf das Bil dungs -
system nach sich, die sich im Mate-
rialangebot manifestiert. Während
die einen über keinerlei Mittel und
Personal ver fügen, stehen anderen
Mil lio nenbeträge und professionel-
le Lobbyisten zur Verfügung. Des -
halb brauchen die Lernen den Infor-
mationen darüber, wer ein Angebot
in Verkehr bringt und wer es finan-
ziert, beispielsweise über einen Di-
rektlink zu Fin an zierungsdaten auf
der Home page der anbietenden Or-
ganisation.

Schließlich gehört es zum pro-
fessionellen Selbst verständ nis von
Lehrerinnen und Leh rern, dass sie in
ihrem Unter richt pluralistische Min -
dest standards einhalten. Was in Ge -
sellschaft, Wirtschaft und Politik strit-
tig oder was in den Wissenschaften
kontrovers ist, präsentieren sie als
strittig und kontrovers in ihrem Un-
terricht. Sie garantieren unabhängig
davon, dass die Lernenden ihre eige-
nen gesellschaftlichen, öko nomischen
und politischen In teressen vortragen,
verfolgen und weiterentwickeln kön-
nen. Sie unterstützen sie beim Er werb
von Kompetenzen, die ihre individu-
elle kognitive, emotionale, evaluati-
ve und pragmatische Autonomie
schützen und erweitern.

Vor diesem Hintergrund sollen
einige Regeln ein Mindest maß an
Transparenz über die Akteure hinter
den für den Un terricht produzierten
externen Materialien sichern. Lehr-
Lern-Materialien, die diese Regeln
nicht beachten, sollen in Schule und
im Unterricht nicht verwendet wer-
den. Alle Lehrkräfte sollen über den
Transparenz-Ko dex informiert wer-
den. 

Transparenz-Kodex für 

Unterrichtsmaterialien

1. In Schule und Unterricht verwen-
dete Materialien Drit ter müssen im
Impressum nicht nur die Heraus-
geber, sondern auch die Finan zie -
rungsquellen sowie die Her stellung
und Vertrieb unter stützenden Or-
ganisationen angeben. 

2. Sofern dies aus Platzgründen als
nicht praktikabel er scheint, muss
das Material einen direkten Link
zu einer Webseite mit diesen Infor -
ma tionen enthalten. 

3. Wird eine Organisation wie z.B.
ein Verein, eine Stiftung oder ein
Institut als Förderer oder Finanzier
angegeben, sind auch deren Geld-
geber explizit, vollständig und
leicht auffindbar zu nennen.

4. Die Autorinnen und Autoren des
Materials sind ebenso zu nennen
wie ggf. ihre Zuge hörigkeit zu ei-
ner Orga ni sa tion.

Die DVPB fordert die Bildungsmi-
nisterien der Länder auf, diesen Re-
geln entsprechende Vorgaben zu er-
lassen.
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Schleswig-Holstein

Lehrerfortbildungsseminar

zum Themenfeld „Sozialpolitik“
(in Kooperation mit dem Institut
für Qualitätsentwicklung an
Schulen Schleswig-Holstein) 
Anfang Oktober (Termin und
Veranstaltungsort lagen bei
Redaktionsschluss noch nicht vor)

Lehrerfortbildungsseminar

zum Themenfeld „internationale
Politik“: „Die Welt auf dem Weg
in die Konfrontation?“ (in
Kooperation mit dem Institut für
Qualitäts ent wicklung an Schulen
Schleswig-Holstein), 10.11.2014 

Kiel: Hermann-Ehlers-Akademie 

Thüringen

Verleihung des Abiturpreises

des Landesverbandes

08.07.2014

Erfurt: Thüringer Landtag

Jenaer Gespräche zur 

Politi schen Bildung, Thema:
„Partizi pation in der Politischen
Bildung“
11.11.2014, Beginn: 18:30 Uhr
Jena: Friedrich-Schiller-
Universität

Unterrichtswerkstatt
Sozialkunde: Reflexion zur
Methode des Planspiels

Am 10. April 2014 fand das
zwei te Treffen der Unterrichts -
werkstatt Sozialkunde des
DVPB-Landesverbandes Sach -
sen-Anhalt in Halle (Saale) statt.
Gegenstand war diesmal die
Plan spielmethode. Weil Plan -
spiele sehr komplexe Unterrichts -
arrangements sind, ist es für
Lehr kräfte oft nur eingeschränkt
möglich, Einblicke in die dyna -
mischen Kommunikations- und
Interaktionsprozesse, über die das
Lernen erfolgt, zu erlangen. Auch
eine tiefergehende Auswertung
von Schüleräußerungen ist in der
Unterrichtspraxis kaum möglich.
Solche Einblicke und tieferge -

hen den Analysen wären aber für
uns Lehrkräfte äußerst wertvoll,
um das Lernen im Planspiel bes-
ser zu verstehen. 

Das Treffen unserer Unter -
richts werkstatt stand daher unter
der Fragestellung „Was passiert
eigentlich im Planspiel?“. Dieser
Frage sind wir exemplarisch an -
hand des Planspiels Wirtschafts -
ordnungen (von Christian
Fischer) nachgegangen. Ein Ge -
samt durchlauf dieses Planspiel
wurde im Rahmen eines For -
schungsprojektes (von Christian
Fischer) komplett mit Aufnahme -
geräten aufgezeichnet und in Tei -
len transkribiert. Im Zentrum un-
serer Auswertung stand ein Aus -
zug aus der Reflexionsphase des
Teil-Planspiels Marktwirtschaft,
der hier kurz zusammengefasst

Termine

Der neue Vorstand des DVPB-Landesverbands Schleswig-Holstein:
Joachim Brunkhorst, Wolfgang Heise, Johanna Arp, Klaus-Peter
Kruber, Andreas Groh, Peer Egtved (von links nach rechts) 

Foto: Landesverband Schleswig-Holstein

Berichte

Sachsen-Anhalt

Bundesverband

DVPB-Jahrestagung zur Ein -
stim mung auf den Bundes -
kongress Politische Bildung 2015
19.-20.09.2014 (Beginn am 19.09.,
14:30 Uhr; die Jahres tagung mün-
det in die Sitzung des Erweiterten
Bundesvorstands am 20.09.)
Hustedt/Celle: Bildungszentrum
Heimvolkshochschule Hustedt 

Sitzung des Erweiterten

Bundesvorstands

20.09.2014 (09:00-16:30 Uhr)
Hustedt/Celle: Bildungszentrum
Heimvolkshochschule Hustedt 

13. Bundeskongress Politische

Bildung

19.-21.03.2015 

Duisburg (Veranstaltungsorte
werden noch bekannt gegeben) 

Landesverbände

Nordrhein-Westfalen

Landesforum 2014, Thema:
„Lernorte der Demokratie“ (AT)
08.09.2014, 10:00-16:00 Uhr
Bochum: Ruhruniversität,
Veranstaltungszentrum

Trauer um Klemens Schrenk
Die DVPB trauert um Klemens
Schrenk (geb. 1968), der am 26.
Januar tödlich verunglückt ist.
Klemens Schrenk war eine starke
Stütze der Verbandsarbeit und bis
zu seinem Tod erster Vorsitzender
des Landesverbands Sachsen. 

Schleswig-Holstein: Wahl
des Landesvorstands –
Würdigung der Arbeit von
Annette Wiese-Krukowska
Auf der Mitgliederversammlung
des Landesverbands am 26.03.
wurden gewählt: 
– Erster Vorsitzender: Prof. Dr.

Klaus-Peter Kruber (Kiel)

Personen
– Zweiter Vorsitzender: Dr. Peer

Egtved (Flensburg)
– Schatzmeisterin: Johanna Arp

(Laboe)
– Beisitzer: Joachim Brunkhorst

(Norderstedt), Dr. Andreas
Groh (Kiel) und Wolfgang
Heise (Kiel). 

Die Mitglieder würdigten die her-
vorragende Arbeit von Annette
Wiese-Krukowska, die bis 2009
als Vorsitzende, danach als Stell -
vertreterin, im Vorstand tätig war.
Sie wird auch weiterhin als stän-
diger Gast den Vorstand mit
ihrem Rat und ihren Kontakten
unterstützen. 

werden soll: Nach der Erzählung
der Spielerfahrungen haben die
Schüler in Kleingruppen (vier bis
fünf Personen) den Spielverlauf
nach kriterienbasierten Fragen
gemeinsam ausgewertet und ihre
Ergebnisse festgehalten. An -
schlie ßend haben sie jeweils ei -
nen Vertreter als Experten in eine
Expertenrunde geschickt. Die
,Experten‘ haben dann vor der
gesamten Lerngruppe auf der
Grundlage ihrer Arbeitser geb -
nisse das Planspiel ausgewertet. 

Bei unserer Untersuchung ka-
men wir zu den folgenden Ergeb -
nissen: Die technischen Auf -
zeich nungen geben sehr wertvol-
le Einblicke in die Abläufe des
Reflexionsphase und ermög li -
chen es, sie zu rekonstruieren.
Auch wenn die Tonaufzeich nun -
gen in den Kleingruppen (jede
Kleingruppe hatte ein Auf nah me -
gerät) zumeist von schlech ter
Qualität sind und keine individu-
elle Zuordnung der Äußerungen
ermöglichen, kann über sie unter-

sucht werden, wie sich die Schü -
ler innerhalb ihrer Kleingruppe
beraten, Entschei dungen ge trof -
fen und gemeinsame Ergebnisse
erarbeitet haben. 

Die Äußerungen eines Schü -
lers, der als Experte die Arbeits -
ergebnisse seiner Klein gruppe
vorgestellt hat, haben wir außer-
dem tiefergehend inter pre tiert.
Dabei konnten wir herausar bei -
ten, dass das Teil-Planspiel
Marktwirtschaft die Erarbeitung
des Marktmodells ermöglicht,
dieses aber an die konkreten
Spielerfahrungen rückgekoppelt
bleibt. In der abstrahierenden
Loslösung des Marktmodells
vom Erfahrungsraum des Plan -
spiels ist eine große Heraus for -
derung für das Lernen zu vermu-
ten. 

Christian Fischer und 
Sabine Thormann,

Landesverband
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DVPB Mitglieder bauen zum
wiederholten Mal an der
Schulbrücke Europa mit

Brücken schaffen im herkömmli-
chen Sinn eine Verbindung zwi -
schen Ufern, Tälern oder Bergen,
zum Überspannen von Hinder -
nissen, Flüssen oder Straßen.
Eine Verbindung schaffen zwi -
schen Ländern, Menschen und
Mentalitäten zwischen Geschich -
te, Politik und Kultur – das sind
Aufgabe und Ziel der SchulBrü -
cke Europa.

Dieses einzigartige internatio-
nale Schulprojekt in deutscher
Sprache versteht sich seit 2006
als kontinuierliches Projekt der
drei Kooperationspartner Deut -
sche Nationalstiftung, Robert-
Bosch-Stiftung und Europäische
Jugendbildungs- und Jugend be -
gegnungsstätte Weimar an dem
Mitglieder der DVPB seit 2008
regelmäßig teilnehmen. 

Die Schulbrücke findet zwei-
mal im Frühjahr und zweimal im
Herbst eines Jahres statt. Ta -
gungs orte sind Jugend gäste häu -
ser in bekannten deutschen Städ -
ten, wie z.B. Dresden, Weimar,
Heidelberg oder Stuttgart. An je-
der SchulBrücke nehmen sechs
Schulen mit jeweils 8 Schülern
teil. Ziel dieses Kultur- und Bil -
dungsprojektes ist die Zusam -
men führung von Schülern ver -
schiedener europäischer Nationen
während der 9 Projekttage. Sie
setzen sich mit den Themen be -
reichen Nation und Europa aus -
einandersetzen. So auch vom 06.
Bis zum 14. März 2014 in Hei -
del berg. Gemeinsam mit Schü -
lern aus Mönchengladbach
(Nord rhein-Westfalen), Brunneck

(Italien), Presov (Slovakei),
Zarbze (Polen) und Stara Zagora
(Bulgarien) verständigten sich
Schüler der IGS „Grete Unrein“
aus Jena unter Anleitung des
Fach leiters und Vorstands mit -
glied des Landesverbandes der
DVPB Thüringen über das The -
ma „Der Beitrag der Nationen zu
einem geeinten Europa“.

An erster Stelle des Projektes
stand der interkulturelle Kontakt
zwischen den Jugendlichen wäh -
rend der Arbeitsphasen, in denen
die europäische Historie anhand
eines Zeitstrahls und unter Ein -
beziehung der einzelnen Natio -
nalgeschichten erarbeitet wurde.
Im weiteren Verlauf entwickelten
die Jugendlichen Zukunfts ent -
würfe zu den Problembereichen
Demokratie und Menschenrechte,
Bildung und Werte, Ökonomie
und Ökologie, Krieg und Frieden.

Über die inhaltliche Arbeit
hinaus boten sich den Teil neh -
mern viele Möglichkeiten durch
Kennlernübungen, Spiele und in-
tensive Kommunikation Kontakte
zu knüpfen und über eigene In -
teressen, Hobbies und Erfah run -
gen auszutauschen und so einen
Zugang zu anderen Ländern,
Men talitäten und Einstellungen
zu finden. 

Das Projekt setzt zudem auf
Nachhaltigkeit und versteht sich
als Impulsgeber für den Kontakt
zwischen jungen Menschen in
Europa. So fallen denn auch die
Stimmen der Teilnehmer zur
SchulBrücke insgesamt positiv
aus, wie die beiden unten links
stehen Zitate beweisen.

Toralf Schenk, zweiter
Landesvorsitzender 

Merkmale eines „guten politi -
schen Urteils“? Ist es der Grad
der Komplexität, ist es die Menge
der Begründungen, ist es die
Qua lität der Argumente oder gar
deren moralischer Wertmaßstab?
Mit dieser offenen Frage stiegen
die Teilnehmer der Veranstaltung
in eine lebhafte Debatte ein, in
der sie oftmals vor dem Hinter -
grund der eigenen Unter richts -
erfahrung Mindestanforderungen
diskutierten und methodische
Wege in den Unterricht auf zeig -
ten. Große Probleme wurden je -
doch hinsichtlich der Bewert bar -
keit politischer Urteile gesehen.
Anders als der Lernprozess im
Klassenzimmer erfordert eine
Prüfungssituation eindeutige Kri -
terien, die für die Schülerinnen
und Schüler auch nachvollziehbar
erscheinen. Hierfür liefert die po-
litikdidaktische Forschung durch
Vertreter/innen wie Sybille Rein -
hardt, Joachim Detjen, Peter
Mas  sing oder Andreas Petrik
zwar ein umfassendes Kom pen -
dium an Vorschlägen. Deren
Auswahl und Umsetzung liegt je-
doch letztendlich im Ermessen
jeder Lehrinnen und jedes Leh -
rers. Mit dieser Aufgabe entließ
Toralf Schenk dann auch die
Gäste des 2. Politikdidaktischen
Kamingesprächs in den Abend
und wünschte ein baldiges Wie -
dersehen in einer der nächsten
Veranstaltungen der DVPB –
Thüringen.

Dennis Hauk, 
erweiterter Landesvorstand 

„Perspektiven politischer
Urteilsbildung“ – Bericht
zum 2. Politikdidaktischen
Kamingespräch des
Landesverbands

Im gemütlichen Ambiente der
Bohlenstube im Jenaer Gasthaus
„Zur Noll“ fand am 25.02.2014
das 2. Politikdidaktische Kamin -
gespräch statt. Über das Thema
„Die Perspektiven der politischen
Urteilsbildung“ diskutierten zahl-
reiche politische Bildner aus Wis -
senschaft und Praxis, darunter
Vertreter der Jenaer Professur für
die Didaktik der Politik, Mitar -
bei ter des Thüringer Instituts für
Lehrerfortbildung, Lehrplan ent -
wicklung und Medien (Thillm),
Fachleiter, Lehrer und Lehramts -
anwärter. Nach einer kurzen Vor -
stellung des Verbandes und seiner
Arbeitsschwerpunkte durch Dr.
Sigrid Biskupek, ihrerseits Re fe -
ratsleiterin für Gesellschafts wis -
senschaften im Thillm Bad
Berka, begann Toralf Schenk, 
2. Vorsitzender der DVPB –
Thüringen, mit einer kurzen
Einführung in das Thema.

Darin skizzierte er die großen
Herausforderungen und Prob le -
me, mit denen eine gelingende
politische Urteilsbildung im Un -
terricht einher geht. Im Gegen -
satz zum Mathematikunterricht
ist die Politik als Gegenstand des
Sozialkundeunterrichts nicht ein-
deutig, sondern widersprüchlich
und kontrovers. Wenn aber kein
„Falsch“ und kein „Richtig“ in
der politischen Urteilsbildung
existiert, worin liegen dann die

Thüringen

Toralf Schenk vom
Landesvorstand der DVPB

nahm mit Schülern der IGS
„Grete Unrein“ Jena

erfolgreich an der
SchulBrücke Europa in

Heidelberg teil 
Foto: Landesverband

Thüringen

„Durch die SchulBrücke habe
ich erfahren, wie gut es mir in
Deutschland geht und mit wel -
chen Problemen Gleichaltrige in
anderen europäischen Ländern
auskommen müssen.“

„Durch die Schulbrücke habe
ich mein Bild von Europa 
deutlich erweitert und Einblicke
in die komplexe und wechsel -
volle Geschichte verschiedener
europäischer Nationen 
bekommen.“
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Antrittsvorlesung von Prof.
Dr. Michael May in Jena 

Mit seiner Antrittsvorlesung am
15. April 2014 wurde der Zweite
Landesvorsitzende der DVPB
Thüringen, Prof. Dr. Michael
May, offiziell als Professor für
die Didaktik der Politik an der
Friedrich-Schiller-Universität
Jena begrüßt. Zahlreiche Gäste
folgten seiner Einladung in die
Aula des Universitätshaupt ge -
bäudes, um dem seit 2012 in Jena
forschenden und lehrenden Poli -
tikdidaktiker zu hören.

Mit dem Titel „Politische Bil -
dung als Beruf. Zum Zusam men -
hang von Fachlichkeit und Pro -
fessionalisierung“ spielte Prof.
May nicht nur auf den Weber -
schen Vortrag: „Politik als Beruf“
an, sondern reihte sich auch in ei-
ne lange Reihe teils sehr bekann-
ter Antrittsvorlesungen an der
Jenaer Universität ein. Nach ein-
leitenden Worten durch den De -
kan der Fakultät für Sozial- und

Verhaltenswissenschaften, Prof.
Dr. Wolfgang Seufert, begann
Prof. May mit seinen Ausführun -
gen.

Dabei entschied er sich be -
wusst gegen die sonst übliche
Tradition, das eigene Fachgebiet
und Forschungsschwerpunkte in
der Antrittsvorlesung zu themati-
sieren. Statt dessen stellte May
die Anforderungen an Lehrer han -
deln und Lehrerbildung im Fach
Sozialkunde in den Mittelpunkt.
Dafür wählte Prof. May ein fallo-
rientiertes Vorgehen aus. Schließ -
lich besitzt die Arbeit an konkre-
ten Fällen aus der Unterrichts -
praxis eine wichtige Bedeutung
für die Lehrerbildung. Sie ermög-
licht, handlungsentlastet das
Agie  ren in konkreten Unterrichts -
situationen zu reflektieren. An -
hand von drei verschiedenen
Transkripten zeigte der Vortra -
gende spezifische Probleme des
Lehrerhandelns auf.

Der erste Fall stammte aus ei-
nem Seminar zum Umgang mit

Situationen, in denen Schüler
rechtsextremistische bzw. antide-
mokratische Haltungen äußern.
Das zweite Beispiel analysierte
eine Gruppendiskussion über die
Situation des stellvertretenden
Polizeipräsidenten Daschner, der
im Entführungsfall Jakob von
Metzler dem Entführer Gäfgen
körperliche Schmerzen androhen
ließ, um den Aufenthaltsort des
Entführten zu erfahren. In einem
dritten Fall schilderte May das
Verfahren einer Klassen spre cher -
wahl. 

An die Interpretation der Fälle
schloss sich die Frage an, wie mit
den verschiedenen Handlungs -
problemen in der Praxis umge -
gangen werden kann. Eine Ant -
wort auf die Frage liefern Kom -
pe tenzen. Deswegen stellte Prof.
May abschließend ein Kompe -
tenz set zur Professionalisierung
von Lehrkräften dar. Darin veror-
tete er die Fähigkeit im Unter -
richt auftretende Handlungs -
probleme im Austausch mit ande-

ren Lehrenden zu reflektieren
bzw. einen reflexiven Habitus zu
internalisieren. Ebenso zählen da-
zu Ambiguitätstoleranz als das
Aushalten der durch die Hand -
lungsdilemmata erzeugten Span -
nungen, Planungskompetenz als
die Fähigkeit zur Entwicklung
von Unterrichtsarrangements, die
versuchen die gegebenen Hand -
lungsprobleme auszutarieren so-
wie Unterrichtskompetenz als
Fähigkeit Dilemmasituationen,
die in der konkreten Unter richts -
situation auftreten, auszubalan -
cieren. 

Nach Verlesung und Übergabe
der Urkunde zur symbolischen
Aufnahme in den Professoren -
stand durch Rektor Prof. Dr.
Klaus Dicke, klang die Antritts -
vorlesung mit einem Empfang im
Senatssaal der Friedrich-Schiller-
Universität aus.

Benjamin Moritz, 
erweiterter Landesvorstand 

Arbeit und Projekte des
Landesverbands: Rückblick
und Ausblick

Am 10. März fand in der Bil -
dungs  stätte Tannenfelde
(Aukrug) der diesjährige Lan des -

fachtag Wirtschaft/Politik statt.
Gut 100 Lehrerinnen und Lehrer
und Referendare nahmen an der
Veranstaltung teil. Der Landes -
verband war mit einem Infostand
vertreten. Organisiert wurde die
Tagung von unserem neuen Vor -
standsmitglied Dr. Andreas Groh
(IQSH). Das einleitende Fach re -
ferat hielt Prof. Dr. Andreas Lut -
ter (Universität Kiel) zum Thema
„Fachdidaktische Rekonstruktion
von Schülervorstellungen zu
Wirt schaft und Politik“. In meh -
reren  parallelen workshops wur-
den unterrichtsbezogene Fragen
des Fachs intensiv diskutiert. 

Am 26. März fand im Jüdi -
schen Museum Rendsburg die
schon traditionelle Veranstaltung
„Jüdi sches Leben nach 1945.

Ein Neu anfang“ statt. Die gut
be suchte Veranstaltung wurde
wieder mitorganisiert und betreut
von Wolf gang Heise. 

Ein kontroverses Thema in
Schleswig-Holstein ist die ge -
plan te Reform der Lehrerbil -

dung. Wir haben über das Re -
form  kon zept bereits in POLIS,

Heft 3-2013 berichtet. Inzwi -
schen hat Ministerin Wende ihre
Pläne präzisiert und teilweise
verändert. Neu ist, dass künftig
alle Lehr kräfte für die Klassen 5-
13 ausgebildet werden sollen (Se -
kun dar stufen I und II). Um dies
zu er möglichen, sollten nach die-
sem neuen Plan künftig an der
Uni ver sität Flensburg in 13 (statt
bisher 7) Fächern auch Lehr kräf -
te für den Unterricht in der Se -
kun  darstufe II ausgebildet wer -
den. Im Landtag und in der
Öffent lich keit ist diese Absicht
heftig umstritten: Welche Kosten
sind damit verbunden (zusätz li -
che Pro fessuren mit Ausstattung,
La bors etc.)? Werden diese Kos -
ten zu Lasten der übrigen Hoch -
schu len des Landes finanziert? Ist
die damit entstehende Doppel -
struktur (an der Uni Kiel beste -
hen die entsprechenden Studien -
gänge und Einrichtungen bereits)
auf Dauer finanzierbar und sinn-
voll (abneh mende Schülerzahlen
und Lehrer bedarf)? Wäre nicht –
wie bisher – eine gestufte Leh rer -
bildung (Sek I, Sek I + II) und ein
arbeitsteiliges Modell (FL:
Schwer punkt Primarstufe und
Sek I-Lehrkräfte, KI: Gymnasial -
lehrkräfte) der Finanzlage und
dem Bedarf des Landes angemes-
sener? Die Pläne waren auch in
der Regierungs koa lition nicht un-

umstritten. Nach harten Verhand -
lungen zwischen Ministerin und
den beiden Universitäten zeichnet
sich aktuell (Ende Mai) ab, dass
etwa 10 Fächer in Flensburg auf
Sek II-Niveau angehoben werden
sollen (Ausnahmen sind i.W. die
naturwissenschaftlichen Fächer).
Be troffen ist auch das Fach Wirt -
schaft/Politik. Der Landes ver -
band hat – ohne sich in die
Grund  satzdiskussion einzumi -
schen – die Anforderungen aus
der Sicht des Faches Wirt schaft/
Politik diskutiert. Der Vorsit zen -
de hat in einem Schreiben an die
Ministerin und in Kontakten mit
Abgeordneten nachdrücklich dar-
auf hingewiesen, dass für den
Aus bau des Faches auf Sek II-Ni -
veau in Flensburg eine substanzi-
elle personelle Aufstockung der
Professuren für Politik- und Wirt -
schaftswissenschaften unabding-
bar ist, um das notwendige ver -
tiefte und differenzierte Studien -
angebot anbieten zu können. Zu -
sammen mit den Reformentschei -
dungen müssen die entsprechen-
den finanziellen Mittel für die
Universität Flensburg bereitge -
stellt werden. 

Ein Dauerbrenner auf der
Agenda des Landesverbands ist
die Landeszentrale für poli ische

Bildung. Die Stellenaus schrei -
bung für die Leitung der Landes -
zentrale (Bericht in POLIS, Heft
3-2013) hat nicht zur Besetzung
der Stelle geführt. Der erst plat -
zierte Bewerber hat kurzfristig
abgesagt. Danach wurde be -

schlossen, die Leitung der Lan -
deszentrale soll künftig durch ei-
nen Landesbeauftragten für poli-
tische Bildung erfolgen, der/die
wie andere Beauftragte auch,
vom Landtag gewählt wird. Ein
entsprechender Gesetzentwurf
wurde am 26.3.2014 in den Land -
tag eingebracht. Inzwischen wird
die Landeszentrale vorüber ge -
hend von Heiko Vosgerau ge -
leitet. Als FDP-Mitglied gilt er
allerdings nicht als möglicher
Kandidat für das Amt des Be -
auftragten. Voraussichtlich wird
die Landeszentrale organi sato -
risch wieder vom Landtag an ein
Ministerium der Landesregierung
verlagert, da der Landtags präsi -
dent es ablehnt, weiter die
Dienst aufsicht in seinem Bereich
anzusiedeln. Der Landesverband
hat sich – bisher ohne Rück -
meldung! – beim Landtags präsi -
denten um klärende Informa tio -
nen bemüht. Wir sind sehr be -
sorgt, dass die bereits auf ein
Minimum reduzierte Landes -
zentrale zum Spielball politischer
Interessen bzw. Desinteressen
wird und dauerhaft Schaden
nimmt. Mit Schreiben vom 23.
Mai wurde der Landesverband
von mehreren Fraktionen zu einer
schriftlichen Stellungnahme (bis
Anfang Juli) aufgefordert, die in
den parlamentarischen Prozess
eingehen soll.  

Prof. Dr. Klaus-Peter Kruber, 
erster Landesvorsitzender

Schleswig-Holstein

polis_2_14_029_031_Entwurfverband_05-09.qxd  16.06.2014  09:30  Seite 31



polis 2/201432

Die politische Dimension der
participatory citizenship 
education

Hedtke, Reinhold/
Zimenkova, Tatjana (Hrsg.):
Education for Civic and
Political Participation. 
A Critical Approach. New
York/Abingdon: Routledge
2013, 276 S., 84.00 Britische
Pfund

Die aktive Förderung der Teilhabe
am öffentlichen Leben hat sich zu
einem prominenten Bildungsziel
europäischer und nationaler Bil -
dungspolitiken entwickelt. Viele
Schulen in Europa arbeiten mit
institutionalisierten Programmen
einer participatory citizenship
edu cation (PCE). Der kritische
Ansatz des 2013 erschienenen
Sammelbandes zur Education for
Civic and Political Participation
hinterfragt die Zielsetzung dieser
Programme. Es reiche nicht aus,
nur auf die Akzeptanz der demo-
kratischen Strukturen abzustellen;
es gehe darum, über die Ermuti -
gung zu kritischer Reflexion auch
auf aktive Mitgestaltung politi -
scher Entscheidungsprozesse hin-
zuwirken. Der gemeinsame Fokus
liegt dabei 
a) auf einer fundierten Kritik der

demokratietheoretischen Vor -
annahmen existierender PCE-
Konzepte, 

b) einer Analyse des politischen
Kontextes der Bildungskon -
zepte und konkreten PCE-
Unterrichtspraktiken sowie 

c) der erwarteten bzw. zu erwar-
tenden Bildungsergebnisse bei
den Lernenden. 

Ausgangspunkt der Bielefelder
Herausgeber ist die Beobachtung,
dass vor allem die Partizipations -
philosophie der EU und des Euro -
parates auf zu optimistischen, har-
monisierten Grundannahmen be-
ruhe. Dies führe entweder zu un-
kritischen, affirmativen Demo -
kraten oder zur Instrumenta lisie -
rung der Bürger für staatliche
Zwecke. Tatsächliches Ziel einer
politischen, auch an den subjekti-
ven Interessen der Bürger orien -
tierten PCE sollte vielmehr die
gemeinsame Klärung der Fragen
sein, welche Formen der Partizi -
pation welche Interessen begüns -
tigen, wie politischer Einfluss
aus  geübt werden kann oder wie
die Reflexion über die eigene po-

litische Macht/Ohnmacht im je -
weiligen System gefördert wird. 

Detlev Sack argumentiert für
das Vermitteln eines realistischen
Demokratieverständnisses, damit
Bürger mit dem eher wahrschein-
lichen Scheitern einer aktiven de-
mokratischen Partizipation umge-
hen können. Tatjana Zimenkova
hebt die theoretische Unterschei -
dung zwischen dem Politischen
und dem Unpolitischen in der
PCE hervor. Sie entwickelt eine
ausdifferenzierte Kategorisierung,
um sich den Konzepten von De -
mo kratie, Partizipation und den
Staat-Bürger-Beziehungen analy-
tisch anzunähern. Reinhold
Hedtke führt die Bildungspo liti -
ken in Europa darauf zurück, dass
Regierungen mit der partizipa ti -
ven Performanz ihrer Bürger un -
zu frieden waren. Die Verantwor -
tung für Schwächen der bestehen-
den Demokratien sieht Hedtke so
bei den Bürgern abgeladen. Er
weist auf die funktionalistische
Rationalität der Citizenship Edu -
cation hin: Die Jugend werde als
Ressource für das politische Sys -
tem instrumentalisiert.

Hermann Josef Abs und Sarah
Werth analysieren bildungspoliti-
sche Instrumente des Europarates
sowie der EU, die die PCE in den
Mitgliedsstaaten beeinflussen sol-
len. Anu Toots stellt das Konzept
der Civic Education „vorsichtig“
in länderspezifische historische
und politische Kontexte und prä-
sentiert erste Ergebnisse mit Blick
auf mögliche Verbindungen zwi-
schen Wissen und Handeln. Avril
Keating und David Kerr zeigen,
wie sich seit den 1990er Jahren
das Vorhaben entwickelt hat, in
England ein verpflichtendes Cur -
ri culum für Citizenship Education
in den Secondary Schools zu ver-
ankern. Tristan McCowan und
Elaine Unterhalter erörtern die
Problematik, wie insbesondere in
ärmeren Ländern junge Menschen
zu einer gleichberechtigen, akti -
ven politischen Teilhabe befähigt
werden können. Maria Olson kon-
zipiert die hypothetische Figur ei-
nes migrant, um kritisch aufzuzei-
gen, welche auf europäischem
Ter ritorium lebenden Menschen
sich für PCE als potenziell
schwie  rige, nicht ausreichend
berücksichtigte Zielgruppe dar -
stellen. Tatjana Zimenkova hinter-
fragt, inwieweit beim Service
Learning überhaupt politische

Partizipation stattfindet. Ireneusz
Pawel Karolewski entwickelt ein
Analysekonzept der relational ci-
tizenship, mit dem Bürgererzie -
hung und Partizipa tion er klärt
werden können. Pedro D. Ferreira
et.al. untersuchen am Beispiel
Spaniens und Portugals das Erbe
der iberischen Dikta tu ren in aktu-
ellen Bildungsange bo ten zur PCE. 

Der besondere Reiz des Ban -
des ergibt sich aus der Einbettung
der engagierten Plädoyers für eine
wirklich politische Partizipation
der Herausgeber (Kapitel 2, 3 und
9) in einen Rahmen bemerkens -
werter Aufsätze, die die vielen
Facetten der PCE-Forschung wi-
derspiegeln: Theoretische Fun -
dierungen, sachlich-informative
Analysen und vor allem innovati-
ve Vergleichsmethodiken. Die
Fra ge, welche bildungspolitischen
Konstellationen die Bürger von
den tatsächlichen politischen
Problemen ablenken und auf so -
ziale, eher individuelle Prob leme
reduzieren, wird nachdrücklich
aufgearbeitet. So ist im Span -
nungs  feld von Politischer Theo -
rie, Ver gleichender Politikwis sen -
schaft und Politischer Bildung ein
Werk entstanden, an dem sich
kommende Partizipationsdebatten
orientieren werden. 

Zukünftige Forschung könnte
die Qualifizierung von Lehrkräf -
ten stärker in den Blick nehmen.
Hedtkes Forderung nach mehr
Kontroversität und Debatte in den
Klassenzimmern setzt gut ausge-
bildete Lehrer in den jeweiligen
Nationalstaaten voraus. Die euro -
päischen Bildungsprogramme trä-
fen so nicht mehr in dem Maße
ungefiltert auf die Lernenden. Die
Bedeutung einer kritisch-reflek -
tier ten Übersetzungsleistung
durch gute Lehrer als den zentra-
len Bildungsakteuren sollte auch
in der Bewertung der euro päi -
schen Bildungsprogramme stärker
berücksichtigt werden. So könnte
der Critical Approach mit Blick
auf die besonderen Voraus set zun -
gen der supranationalen Bildungs -
programme relativiert werden.  

Der Band endet mit einem fas-
zinierenden Spektrum weiterfüh -
render Erkenntnisinteressen – ei-
ne Ermutigung, den Anstößen die-
ses reichhaltigen Buches in Bil -
dungsforschung und -praxis nach-
zugehen. 

Bernt Gebauer (Darmstadt)
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Rezensionen
Neue Literatur – kurz vorgestellt 
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Europa in die Schule!

Siegfried Frech, Jürgen Kalb,
Karl-Ulrich Templ (Hrsg.):
Europa in der Schule.
Perspektiven eines modernen
Europaunterrichts.
Schwalbach/Ts.:
Wochenschau-Verlag 2014,
269 Seiten, 19,80 Euro

Wie der Untertitel „Perspektiven
eines modernen Politikunter -
richts“ andeutet, möchte dieser
Band, der auf einen Kongress von
der Landeszentrale für politische
Bildung Baden-Württemberg im
Mai 2012 zurückgeht, Impulse
und Anregungen vermitteln, wie
man europäische Themen und
Perspektiven durch einen kompe-
tenzorientierten Politikunterricht
stärker und nachhaltiger im Un -
ter richtsgeschehen verankern
kann. Das Herausgeberteam skiz-
ziert zunächst eine schonungslose
Analyse der zu beobachtenden
Europaskepsis auch unter Jugend -
lichen und der unterrichtlichen
Situation des Themenfeldes „Eu -
ropa“ im schulischen Alltag. Die
Kritik, dass das Themenfeld „Eu -
ro päische Union“ in der unter -
richt lichen Praxis bei Schülern
und Lehrern eher unbeliebt sei
(vgl. S. 23) und häufig zum
Schul- und Klassenarbeitsstoff in
einer reinen Institutionenkunde
verkommt (vgl. S. 24), ist jedoch
in dieser pauschalisierten Form
überzogen und nicht realitätskon-
form. Nichtsdestotrotz ist die
Schlussfolgerung richtig, dass
trotz einer Vielzahl von angebote-
nen Unterrichtsmaterialien von
Verlagen, Institutionen und Bil -
dungseinrichtungen es den Lehr -
kräften häufig schwer fällt, adä -
quate Lernwege und Materialien
auszuwählen. Die generelle Ziel -
setzung dieses Bandes, den Lehr -

kräften Orientierungshilfen und
Anregungen zu vermitteln, ist da-
her außerordentlich zu begrüßen.

Der Band weist eine klare und
übersichtliche Struktur auf. Nach
Geleit- und Vorwort und einem
Einführungsbeitrag durch das
Herausgeberteam werden zu nächst
zwei Beiträge zur Zukunft der EU
und dessen Präsenz in der Schule
angeboten. Diese beiden sinn vol -
len Beiträge bieten eine vertiefen-
de Analyse zum Zustand Europas
aus historischer und ak tueller
Perspektive. Im Folgenden wurden
drei Beiträge über den Un  terricht
über Europa in den gesellschafts -
wissenschaftlichen Fächern der
Sek I veröffentlicht. Neben einer
kritischen Analyse des Unterrichts
im Politik- und Geschichts unter -
richt wird auch ein konkretes Bei -
spiel zur Ver mittlung konzep tio -
nellen Wissens über die EU an -
hand eines Unter richtsbeispiels zur
Lebensmit tel verordnung prä sen -
tiert. Dieser sehr praxisbezogene
Beitrag mit Materialien und Link -
hinweisen bietet somit gute An -
regungen für die Unterrichtspraxis.
Das anschließende Kapitel thema-
tisiert den Unterricht in den ge -
sellschafts wissenschaftlichen Fä -
chern der Sek II. Besonders gelun-
gen er scheint hier der Beitrag über
das Fach Sozialwissenschaften in
Nord rhein-Westfalen, da die Au -
torin hier sehr praxisnah und unter
Verweise auf das Zentral abitur den
Stellenwert europaorientierter
Kompetenzen skizziert. Im folgen-
den Kapitel wird der Fremd spra -
chen- und der bilinguale Unterricht
mit dem Schwer punkt Europa the-
matisiert. Diese Schwerpunkt set -
zung des Bandes ist besonders zu
begrüßen, da die Bedeutung der
Fremdsprachen für die Herausbil -
dung einer europäischen Identität
und einer Europa kompetenz nicht
hoch genug eingeschätzt werden
kann. Diese drei Fachbeiträge sind
sicherlich fachdidaktisch hervorra-
gend konzi piert, es wäre jedoch
besonders in diesem Bereich wün-
schenswert gewesen, den unter -
richtlichen Praxisbezug durch die
exemplarische Skizzierung eines
Unter richtsbeispiels zu erhöhen.
Das abschließende Kapitel mit
dem Titel „Europäische Frage stel -
lun gen, innovative Methoden und
Schul entwicklung“ skizziert ange-
messene und sinnvolle metho di -
sche Formate zur Verbesserung der
Europakompetenz. Hier werden
Planspiele, Simulationen, Mög -
 lichkeiten des virtuellen Ler nens
und der virtuellen Begeg nung,
Wettbewerbe und die Mög lich -
keiten multinationaler Zu sam men -
arbeit vorgestellt und erläutert.
Wenngleich auch in die sem Kapi -

tel der Praxisbezug hätte erhöht
werden können (so sind einige
Passagen über die theore tische
Konzeption und die Vor- und
Nachteile von Planspielen doch re-
dundant), erscheint hier die unter-
richtliche Relevanz die ses Bandes
mit am höchsten zu sein, da der
Leser vielfältige und differenzierte
Hinweise zu methodischen Groß -
formen zum The men feld „Europa“
bekommt. Die Schwerpunkt set -
zung auf die Ma kromethode Plan -
spiele ist jedoch nicht nachvoll -
ziehbar, zumal es auch zu anderen
Makromethoden vielfältige Un -
terrichtsmaterialien gibt. Der Band
schließt mit den Abstracts und
Hinweisen zum Au torenteam ab.

Insgesamt ist die Lektüre der
sehr gehaltvollen und facettenrei-
chen Beiträge zu empfehlen, weil
es das Themenfeld „Europa“ in
einer europakritischen Zeit wieder
in den Fokus nimmt und in der
Tat wertvolle Hinweise und Anre -
gungen für die Herausbildung ei-
ner Europakompetenz liefert. Den
Schu len, den Lehrerinnen und
Lehrern kommt dabei eine heraus-
ragende Rolle zu: Europäische
Bildung beginnt in der Schule“
(S. 12). Daher könnte der Titel
des Ban des passenderweise an -
statt „Euro pa in der Schule“ auch
„Europa in die Schule!“ lauten.

Thorsten Manß (Rheine)

Methoden der Filmanalyse

Veit Straßner (Hrsg.): Filme
im Politikunterricht, Schwal -
bach/Ts.: Wochenschau-
Verlag 2013, 351 Seiten und
eine CD-ROM, 24,80 Euro,
mit CD-ROM 36,80 Euro

Auch wenn Filme nicht zu den
„Neuen Medien“ gehören, deren
Nutzen und Probleme für die poli-
tische Bildung die Veröffent li -
chungen der letzten Jahre domi -
niert haben, ist Veit Straßner an -
ge treten, mit seinem Sammelband
aktuelle Lücken in der Metho den -
literatur zu füllen: Bei allen Dar -
stellungen zur Verarbeitung von
Filmen in der politischen Bildung
fehlte es bisher sowohl an einem
umfassenden Überblick über die
Einsatzmöglichkeiten von Spiel-
und Dokumentarfilmen jenseits
von Schuljahresend-Un terhaltung,
als auch an einer Sammlung kon-
kreter materialgestützter Beispiele
für den Unter richtseinsatz.

Entsprechend beginnt dieser
Band mit zwei Aufsätzen zu theo-
retischen und praktischen Grund -
fragen des Filmeinsatzes in der

politischen Bildung. Zunächst
präsentiert der Herausgeber allge-
meine didaktische und me tho di -
sche Überlegungen und begründet
diesen Einsatz aus der filmischen
und der didaktischen Perspektive
ausgesprochen einleuchtend. Wei -
terhin werden die me tho dischen
Spezifika des Umgangs mit Fil -
men im Unterricht systematisch
eingeordnet und eine Auswahl
von Mikromethoden dazu vorge-
stellt. Im zweiten Aufsatz konkre-
tisieren der Herausgeber und sein
Co-Autor Peter W. Schulze die
filmanalytische Erschließung für
den Politikunterricht. Dies ist in-
sofern verdienstvoll, als eine sys -
tematische multiperspektivische
Verknüpfung von filmanalyti -
schen mit sozialkundlichen Me -
thoden und Inhalten bisher fehlt.
Die Autoren nehmen fachdidakti-
sche Konzepte als Ausgangs punk -
te einer inhaltlichen Auseinan der -
setzung mit dem filmischen Ma -
terial, ergänzen diese mit As pek -
ten der systematischen Film ana ly -
se und illustrieren diese Zusam -
menführung am Filmbeispiel
„Fahrenheit 9/11“.

Alle dann folgenden prakti -
schen Filmanalysen sind nach ei-
nem festen Muster in jeweils vier
Abschnitte eingeteilt: Nach einer
kurzen Vorstellung des Films wird
dessen politikdidaktisches und
filmanalytisches Potenzial an aus-
gewählten Themen beleuchtet.
Als zweites folgt jeweils ein Sze -
nen- bzw. Kapitelprotokoll. Im
dritten Abschnitt schlagen die Au -
torinnen und Autoren inhaltliche
und methodische Schwerpunkte
für die Analyse im Unterricht vor.
Das Kapitel vier jeder Analyse
gibt den Leserinnen und Lesern
dann umfangreiche Materialien
und Arbeitsvorschläge an die
Hand, die entweder im Buch
selbst oder auf der zusätzlichen
CD-ROM festgehalten sind. The -
matisch lassen sich die Film ana -
lysen in vier Komplexe aus den
Lehrplänen der Sek-II („RAF“,
„Kapitalismus“, „Medien“ und
„Krieg“) aufteilen. 

Im Aufsatz von Olaf Beck -
mann wird aufgezeigt, wie „Der
Baader-Meinhof-Komplex“ einen
Einblick in die gesellschaftliche
Situation im Deutschland der 60er
und 70er Jahre vermittelt. Es wird
deutlich, inwieweit dieser Film
zur politischen Urteilsbildung im
allgemeinen und zur Information
über diese bedeutsame zeithistori-
sche Phase geeignet ist. 

Im Themenkomplex „Kapita -
lismus“ behandeln drei Aufsätze
Filme über Spezifika, Funktions -
weisen, Defizite und Probleme
des Kapitalismus im globalen
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Maß stab. Bettina Anslinger-Weiss
und Christian Schranz analysieren
den Michael Moore-Film „Kapi -
talismus: Eine Liebesgeschichte“
und problematisieren die schwie-
rige Abgrenzung zwischen Do -
kumentar- und Spielfilm. Sie ma-
chen deutlich, dass der Film
durch  aus geeignet ist, einem vor-
gebildeten Publikum Funktions -
weisen des Kapitalismus vor Au -
gen zu führen, auch wenn es der
Regisseur mit Neutralität und Ob -
jektivität nicht so genau nimmt.
Demgegenüber kann man mit
dem Film „Der große Ausver -
kauf“, den Jonathan Grunwald für
diesen Band aufgearbeitet hat,
deutlich systematischer zu Werke
gehen. Zwar sieht der Autor die -
sen als „pauschalisierend kritisch“
(S. 146) an; angesichts der trans-
parenteren Argumentation und ge-
ringerer Effekthascherei erscheint
er jedoch für den Unterricht viel
besser geeignet, als der vorher ge-
nannte Film. 

Im dritten Themenkomplex
„Me dien und Politik“ werden ein
Spiel- und ein Dokumentarfilm

auf ihre didaktische Verwert bar -
keit abgeklopft: Zunächst analy -
siert Patrick Baum „Wag the
Dog“, der die gegenseitige Ab -
hän gigkeit von Politik und Medi -
en in den USA satirisch überhöht
darstellt. Der Autor präsentiert
uns in seinem Material auch viele
Anknüpfungspunkte an reales po-
litisches Geschehen. „War Photo -
grapher“, mit dem sich Veit Straß -
ner im nächsten Beitrag beschäf-
tigt, ist demgegenüber ein Doku -
men tarfilm, der sich anhand eines
Porträts des Kriegsfotografen
James Nachtwey mit der realen
Bedeutung von Bildmedien für
die Vermittlung internationaler
Konflikte auseinandersetzt. Beide
Analysen zeigen anschaulich, wie
sich das affektive Potenzial von
Bildern im Unterricht reflektieren,
analysieren und nutzbar machen
lässt.

Im letzten Abschnitt sind Ana -
lysen zu Filmen über Gewalt in
den internationalen Beziehungen
versammelt. Zum Beispiel analy-
siert Michael May den Dokumen -
tar film „The Fog of War“, der
sich mit der politischen Biografie
des ehemaligen US-Verteidi -
gungs ministers McNamara aus -
ein andersetzt. Besonders lehrreich
er scheint hier die Reflexion der
Möglichkeiten einer kritischen
Distanzierung zu einer problema-
tischen politischen Persönlichkeit. 

Insgesamt erweist sich das von
Veit Straßner herausgegebene
Buch als ausgesprochen instruktiv
und uneingeschränkt zu empfeh -
len für Lehrkräfte, die motiviert
sind, ihren Unterricht qualifiziert
mithilfe von Filmen methodisch
zu diversifizieren.

Frank Lesske (Magdeburg)

POLIS 3/2014

USA

(erscheint am 1.10.2014)

POLIS 4/2014

Politisch-ökonomische Bildung 

(erscheint am 22.12.2014)

POLIS 1/2015

Friedenspädagogik

(erscheint am 1.4.2015)

POLIS 2/2015

Handlungsorientierung

(erscheint am 1.7.2015)
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